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BEDEUTUNG FUR NIEDEROSTERREICH - BESCHREIBUNG DES
PROJEKTES:

Die Energieeffizienz ist der wichtigste Schlissel zu einer zukunftsfahigen
Energieversorgung. Um eine optimale Wirkung zu erzielen, muss dafur
gesorgt werden, dass nicht EinzelmalBnahmen im Vordergrund stehen,
sondern dass ganzheitliche Sanierung durchgefthrt wird und rechtliche und
andere Hemmnisse analysiert werden, worauf Vorschlage =zu ihrer
Uberwindung bzw. Reduktion ausgearbeitet wurden. Um die
Energieversorgung langfristig in Osterreich zu sichern, die Treibhaus-
gasemissionen zu senken und auf geringem Niveau zu halten, sind zwei eng
miteinander verknupfte Strategien ein Gebot der Stunde: -wie erwahnt - die
Erhbhung der Energieeffizienz sowie der forcierte Einsatz erneuerbarer
Energietrager. Die thermische Gebaudesanierung kann dazu einen wertvollen
Beitrag leisten — einen Beitrag, der wegen zahlreicher Hemmnisse — von den
Okonomischen Rahmenbedingungen Uber Wissen und Information bis zu
rechtlichen Barrieren — bislang gering ausfallt. Die gegenstandliche Studie
beschaftigt sich mit rechtlichen Hemmnissen im Mehrwohnungsbereich und
unterbreitet fur MRG, WEG und WGG Verschlage um diese Hemmnisse zu
uberwinden
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Kurzfassung

Hintergrund und Zielsetzung

Erneuerbar, effizient, sicher und erschwinglich. Das soll sie sein, die Energieversorgung der
Zukunft. Dies soll einerseits durch den Einsatz erneuerbarer Energietrdger gelingen.
Andererseits ist eine Steigerung der Energieeffizienz unabdingbar. Es muss daher gelingen,
dieselben, wenn nicht sogar héhere Energiedienstleistungen mit geringerem Energieeinsatz
zu erbringen

Ein Instrument, mit dem diesbezuglich auf3erordentlich viel erreicht werden kann, ist die
thermische Sanierung der Gebaude. Zur Bereitstellung der Raumwarme werden in
Niederotsterreich 35% des Endenergiebedarfs aufgewendet. Ein Anteil, der deutlich reduziert
werden konnte.

Trotz dieser Chancen bleiben die thermischen Sanierungsraten gering. Zahlreiche
Hemmnisse — begonnen von den rechtlichen Rahmenbedingungen Uber zu geringe
finanzielle Anreize bis zu organisatorischen Problemen und fehlendem Wissen und
Bewusstsein — stehen der Nutzung dieser Option entgegen.

Das gegenstandliche Projekt befasst sich primar mit der Frage rechtlicher Hemmnisse.
Wesentliche Rechtsmaterien — insbesondere MRG, WEG und WGG — werden im Rahmen
der vorliegenden Studie hinsichtlich maglicher Hemmnisse analysiert.

Verbesserungsvorschlage werden unterbreitet.

Vorschlage
Nachstehend werden exemplarisch einige der erarbeiteten Vorschlage zur Verbesserung der

Rechtslage, um die gesamtheitliche Sanierung zu forcieren, dargestellt:

MRG
e Im Zusammenhang mit § 3 Abs 2 Z 5 MRG sollte die Rechtsordnung so modifiziert
werden, dass sich der Rechtsordnung zweifelsfrei entnehmen lasst, dass
> thermische Sanierungen per se, das heildt ohne zuséatzlich Voraussetzungen als
Malnahmen gemal 8 3 Abs 2 Z 5 MRG anzusehen sind



> keine Rechtsunsicherheit aufkommen kann, unter welchen Voraussetzungen die zu
erwartenden Einsparungen in einem wirtschaftlich verniinftigen Verhéltnis zu den fur
die thermische Sanierung erforderlichen Kosten stehen.

» eine  Gleichbehandlung von energiesparenden und energiegewinnenden

Sanierungsmaflnahmen erreicht wird.

e Im MRG sollte eine gesetzliche Mdoglichkeit geschaffen werden, um den
Verteilungszeitraum im Zusammenhang mit einer durch Sanierungsmal3nahmen
erforderlich werdenden Mietzinserhhung gemal den § 18ff MRG einerseits tber 10
Jahre hinaus und andererseits so flexibel festzulegen, dass zum einen eine Kongruenz
mit der tatsédchlichen Amortisationsdauer herbeigefiihrt werden kann und zum anderen
Mietzinserh6hungen in grolierem Umfang als bislang auch sozialvertraglich ausgestaltet
werden kdnnen. Hierdurch kdnnten Sanierungen auf Passivhausstandard ermdglicht

werden.

e Der Anwendungsbereich von &8 8 MRG, vor allem der in Abs 2 geregelten
Duldungspflichten, ist auszudehnen, vor allem auch auf den sogenannten
»1eilanwendungsbereich“ des MRG. Auch der Anwendungsbereich von § 9 MRG ist auf

eben diesen Bereich auszudehnen.

e Ermdglichung einer Durchsetzung von thermischen Sanierungsmaflnahmen durch den
Vermieter auch durch einen individuellen Mieter zumindest in den Fallen krasser
thermischer Mangelhaftigkeit des Gebdudes und unter Schaffung flankierender

MalRnahmen zur Vermeidung Ubermafiger Kostenbelastungen der Gbrigen Mieter.

e Der Anwendungsbereich des § 10 MRG sollte so modifiziert werden, dass dem
scheidenden Mieter ganz allgemein ein Ersatzanspruch beziglich der noch nicht
amortisierten Kosten einer von ihm vorgenommenen thermischen Sanierung des

Mietobjekts zugebilligt wird.

e Schaffung einer weitergehenden Moglichkeit zur auch zivilrechtlichen Durchsetzung von
.-Reconstructing“-Mallnahmen; dies freilich unter umfassender Berlicksichtigung
schutzwirdiger Bewohnerinteressen und Sicherstellung der Vermeidung von

missbrauchlicher Inanspruchnahme dieser Moglichkeit.

WEG

e Im Hinblick auf die Erleichterung von wirksamen Willensbildungsmafinahmen bezlglich
Sanierungsmafinahmen innerhalb der Wohnungseigentiimergemeinschaft, sollte —
zumindest nach einem bereits erfolglosen Willensbildungsversuch und unter

ausreichender Wahrung schutzwirdiger Interessen der sich passiv verhaltenden



Wohnungseigentimer — ein gesetzlicher Mechanismus geschaffen werden, um das
Vorliegen eines Mehrheitsbeschlusses unter Beriicksichtigung ausschlie3lich der

tatsachlich ausgeiibten Stimmrechte ermitteln zu kénnen.

e Auch im Wohnungseigentumsrecht sollte schon kraft Gesetzes davon ausgegangen
werden, dass Anderungswiinsche eines Wohnungseigentiimers, die der Senkung des
Energieverbrauchs seines Wohnungseigentumsobjekts dienen, als ortstblich bzw.
einem wichtigen Interesse des Wohnungseigentimers dienend gelten.

e Im WEG sollten konkrete Zweifelsregeln geschaffen werden, in welchem Umfang eine
Rucklagenbildung fur kunftige Sanierungsmafnahmen erforderlich  erscheint.
Angeknipft werden konnte nicht zuletzt auch an konkrete Energiekennzahlen, die fur

bestimmte Geb&ude im Rahmen der Erstellung der Energieausweise ermittelt werden.

WGG

e Ausdruckliche Abgrenzung der ,fiktiven Erhaltungsmaf®nahmen nach § 14a Abs 2 Z 7
WGG* gegentiber den dariber hinausreichenden ,Verbesserungsmaflnahmen gemaf §
14b WGG*, im Gegenzug allenfalls Einschrankung auf ,nur im Falle einer offentlichen

Forderung®, sofern es sich um gebaudebezogene Mallnahmen handelt.

e 8§20 Abs 5 WGG sollte im gleichen Sinne novelliert werden wie § 10 im MRG.

e Verkirzung der Frist gemal § 14d Abs 2 Z 2 WGG von ,mindestens 10 Jahre* auf

,mindestens 5 Jahre".

Fazit

Im aktuellen Regierungsprogramm sind einige Adaptierungen, die eine thermische
Sanierung erleichtern sollen, in den genannten Rechtsbereichen vorgesehen. Sie bleiben
allerdings weit hinter den oben dargestellten Vorschlagen zuriick. Die Darstellung der
Verbesserungsvorschlage im rechtlichen Bereich zeigt, dass diese nicht nur sehr
umfangreich und fallweise sehr komplex ausfallen, sondern vor allem auch, dass davon
zahlreiche Interessen betroffen sind. Es gilt daher, im Anschluss an das gegenstéandliche
Projekt diese Verbesserungsvorschlage nicht nur den politischen Entscheidungstragern zu
erdffnen und den Nutzen darzustellen, sondern vor allem einen Ausgleich zwischen den
einzelnen Interessensgruppen zu schaffen. Dies wird von Umwelt Management Austria im
Rahmen eines Stakeholder-Prozesses versucht. Dadurch ist es den politischen
Entscheidungstragern dann — nach entsprechendem Willens- und Meinungsbildungsprozess
— leichter moglich, die genannten Vorschlage in der Praxis zu realisieren und damit die

Optionen der thermischen Geb&udesanierung tatsachlich in der Praxis zu nutzen.
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1. Hintergrund und Projektziele

1.1. Hintergrund

Der Verbrauch von Energie stieg in den letzten Jahren rapid, trotz zum Teil ebenfalls sehr
rasch steigender Energiepreise. Die erneuerbaren Energietrager verzeichnen rasche
Zuwachse, konnen ihren Anteil an der gesamten Energieversorgung aber wegen des

insgesamt exorbitant hohen Verbrauchzuwachses nicht oder kaum steigern.

Enerqgieeffizienz und erneuerbare Enerqgietrager

Langfristig stehen ausschliel3lich erneuerbare Energietrager zur Verfigung. Auch diese sind
allerdings nur innerhalb bestimmter Grenzen verfluigbar. Energieeffizienz ist daher ein

wichtiger Schlissel zu einer zukunftsfahigen Energieversorgung.

GrofRes Potenzial bei Raumwéarme

Das Projekt , Energiezukunft Niederosterreich* der NO Landesakademie gemeinsam mit
Umwelt Management Austria hat gezeigt, dass der Bereitstellung von Niedertemperatur-
warme dabei besondere Bedeutung zukommt: Einerseits ist der Anteil am
Endenergieverbrauch mit rund 35% sehr hoch, andererseits bietet dieser Bereich besonders
gute Chancen, bei steigendem Komfort und zunehmenden Energiedienstleistungen den
Energieeinsatz zu reduzieren und auf erneuerbare Energietrdger (Solar, Biomasse)

umzusteigen.

Ganzheitliche Modernisierung

Um die optimale Wirkung zu erzielen, muss allerdings daflir gesorgt werden, dass nicht
EinzelmalRnahmen, sondern ganzheitliche Sanierungen (gesamte Geb&audehiille,

Heizanlage, Brennstoffe) durchgefiinrt werden.

Zahlreiche Hemmnisse

Dem stehen zahlreiche Hemmnisse entgegen: Von den rechtlichen Rahmenbedingungen
Uber zu geringe finanzielle Anreize bis zu organisatorischen Problemen der Koordination
zahlreicher Institutionen und Professionisten bis hin zu mangelnder Information und
fehlendem Bewusstsein sowie tatsachlich zu erwartenden Einschrankungen z.B. in der

Bauphase spannt sich ein weiter Bogen.
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1.2. Ziele

Ziel dieses Projekts ist es, aus der Vielfalt der Hemmnisse speziell diejenigen rechtlicher Art
zu analysieren und Vorschlage zu lhrer Uberwindung oder Reduktion auszuarbeiten.
Teilziele sind daher
O Sichtung aller einschlagigen Rechtsmaterien, insbesondere MRG und WEG
O Uberprifung auf Hemmnisse und einschrankende Bedingungen fur eine
nennenswerte Steigerung der Sanierungsraten fur Altbauen im Wohnrechtsbereich
O Ausarbeitung von Vorschlagen zur Uberwindung oder zumindest Reduktion dieser

rechtlichen Hemmnisse

1.3. Angestrebte Ergebnisse

Als Ergebnisse des Projekts sind zu erwarten

O Eine Ubersicht tiber aktuelle Regelungen im wohnrechtlichen Bereich

O Eine kritische Analyse der daraus abzuleitenden hemmenden Faktoren fur die
Altbausanierung

O Vorschlage zur Uberwindung von Hemmnissen und zur Verbesserung der

Rahmenbedingungen in rechtlicher Hinsicht

1.4. Beabsichtigte Auswertung der Ergebnisse

Die  Ergebnisse  dienen der Information und als Argumentations- und
Entscheidungsgrundlage fur die Projektforderer.

Sie sollen tberdies eine wichtige Grundlage bilden fir Diskussionen mit den Stakeholdern
und Entscheidungstrdgern mit dem Ziel, zumindest einen Teil dieser Vorschlage auch

tatsachlich umzusetzen.
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2.Fachliche Grundlagen

2.1. Ganzheitliche Sanierung sowie Teil-Sanierung

2.1.1. Ganzheitliche Sanierung

Nach Ansicht der Autoren muss die ganzheitliche Sanierung samtliche Teile der
Gebaudehtille (also Fenster und AuRRentiiren, Fassade, Dach oder oberste Geschol3decke,
Keller- oder unterste Geschof3decke), das Heizungssystem inklusive Warmwasserbereitung
und die Liftung einschlieBen. Betreffend den durch die Sanierung zu erreichenden
Heizwarmebedarf (bei einem Oberflachen-Volumsverhaltnis von 0,8) schlagt Umwelt

Management Austria vor:

HWB in kWh/m?a

ab 2010 50

ab 2014 25

Tabelle 1: HWB - Obergrenzen nach ganzheitlicher Sanierung (nach UMA)

Heizungssysteme sollten im Zuge einer ganzheitlichen Sanierung auf erneuerbare
Energietrager umgestellt werden, wobei vorrangig Solarthermie und erst nachfolgend
Warmepumpen (mit dezentral erzeugtem Strom!) und Nah- bzw. Fernwérme gefordert

werden sollten.

2.1.2. Umfassende Sanierung
Den in 2.1.1. genannten Anforderungen entsprechen Normen bzw. Definitionen in Osterreich
nicht. So ist nach ONORM B 8110-1:2007 die umfassende Sanierung wie folgt definiert:

.Zeitlich  zusammenhéngende Renovierungsarbeiten an Gebauden, wenn deren
Gesamtkosten (Bauwerkskosten, Honorare und Nebenkosten) 25% des Bauwerts (ohne
Bertcksichtigung des Bodenwertes und der AufRenanlagen) Ubersteigen, oder wenn
zumindest 25% der Gebaudehiille (gemal ONORM B 8110-6) einer Renovierung
unterzogen werden, oder wenn zumindest drei der folgenden Teile der Gebaudehille und
haustechnischen Gewerke gemeinsam erneuert oder zum Uberwiegenden Teil instand
gesetzt werden: Fensterflaiche, Dach oder oberste Geschossdecke, Fassadenflache,

Haustechniksystem®.
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Auch im Rahmen des Konjunkturpakets ,, Thermische Sanierung privater Wohnbau* gilt
eine Sanierung als umfassend, wenn diese Anforderungen an den Heizwarmebedarf nach
der Sanierung eingehalten werden. Eine Sanierung gilt auch als umfassend, wenn der

Heizwarmebedarf mindestens halbiert wird.

2.1.3. Teilsanierung

Auf Grund der unterschiedlichen Lebensdauer von Bauteilen und Haustechnikkomponenten
(siehe Tabelle 2) sowie in Abhangigkeit von individueller Situation und Motivation werden in
der Praxis meist Teil-Sanierungen durchgeftihrt, bei denen Wohngebaude durch Austausch

bzw. Einbau von wertverbessernden Komponenten aufgewertet werden.

Einzelmal3nahmen kdnnen z. B. sein:
e Erneuerung der Fenster
o Dammung der Keller- und der obersten Geschossdecke
¢ Dammung des Daches und der AuR3enhiille

e Erneuerung von Heizung und Liftung

Gebaude haben grundsatzlich nur eine beschrankte Lebensdauer. Sie kann bei den

einzelnen Bestandteilen der Hauser unterschiedlich lang sein.

Lebensdauern:

Tabelle 2 stellt die theoretisch mdgliche Lebensdauer von Bauteilen und
Haustechnikkomponenten unabhdngig von gesetzlichen Anforderungen oder der

Entwicklung von Designstilen bzw. Ansprtichen dar.

Bauteil Lebensdauer in Jahren

Rohbau Fundamente, Mauerwerk, Betondecken, | = 50
Dachstuhl
Dachdeckung, geneigt; Dachdeckung, flach = 30

Ausbau Holzfenster, Dachrinnen = 30
Putz, Warmedammung = 30
Leichtwande = 50
Elastische Fugen 5 bis 10

Technik Elektro-, Heizungs-, Sanitarinstallationen = 30
Solaranlagen =20
Heizkessel, Heizkdrper, (LOftungs-). 15 bis 25
Sanitarobjekte, -armaturen

Oberflache Holzfensteranstriche 5 bis 10
Fassadenanstriche 5 bis 20
Tapeten 10 bis 15
Fullbdden 5 bis 20
Fliesen = 30

Tabelle 2: Theoretisch mdgliche Lebensdauer von Bauteilen und Haustechnikkomponenten
(nach Haas-Arndt, Ranft 2008)
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Werden defekte oder zerschlissene Bauteile ersetzt so spricht man von Werterhalt. Werden
aber beispielsweise alte Fenster durch energetisch hoherwertige ersetzt, wird der Effekt der
Wertverbesserung erzielt. Dadurch erreicht man auch eine Verbesserung des

Wohnkomforts.

Im Bezug auf Teilsanierungen ist festzuhalten, dass naturgemaf nur vergleichsweise
geringere Erfolge bei den Einsparungen von Energie und CO,-Emissionen sowie fir die
Steigerung des Wohnniveaus erzielbar sind. Daneben kodnnen auch bauphysikalische
Probleme entstehen (z.B. durch den Tausch von Fenstern). Aus diesen Griinden ist in jedem
Fall eine thermische Gesamtsanierung der Gebaude anzustreben. Werden dennoch
Teilsanierungen durchgefihrt, so sollten diese in zwei weit reichenden Schritten erfolgen:

1. Sanierung der Gebaudehtille

2. Erneuerung des Heizsystems

Um mit diesen Teilschritten eine ganzheitliche Sanierung zu erreichen bzw. ihr nahe zu
kommen, muss die Gebaudehiille vor einer Erneuerung der Heizungsanlage saniert werden.
Bei Erneuerung wesentlicher Elemente des Heizsystems sollte auf erneuerbare

Energietrager umgestellt werden.

2.1.4. Kostengilnstige MalBnahmen

Im Zuge der Teilsanierung bzw. im Vorfeld einer ganzheitlichen Sanierung sind Mafinahmen

maoglich, welche im Verhaltnis zur Sanierung des Wohngebaudes relativ rasch und

kostengiinstig umgesetzt werden kénnen.

Dazu z&hlen:

= die Optimierung von Heizungsanlagen (hydraulischer Abgleich bzw. die Optimierung
von bestehenden Heizungssystemen inklusive der Heizungspumpe(n), Einbau bzw.
Austausch von Thermostaten),

=  die Anderung des Nutzerverhaltens (Beispiel: die Senkung der Raumtemperatur um
1 °C reduziert die Heizkosten um rund 6%),

= die Erneuerung von Dichtungsbandern an Tiren und Fenstern und

=  Warmedammung hinter den Heizkdrpern

Vor dem Hintergrund, dass bestehende Heizungsanlagen nicht optimal laufen, sind
betrachtliche Effekte eines hydraulischen Abgleichs bzw. der Optimierung von bestehenden
Heizungssystemen inklusive der Heizungspumpe(n), oder auch vom Einbau bzw. Austausch

von Thermostaten zu erwarten.
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2.2. Die Vereinbarung gemalf Art. 15a B-VG

Im Rahmen der Vereinbarung gemafld Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den
Landern Uber MalBnahmen im Gebaudesektor zum Zweck der Reduktion des
AusstolR3es an Treibhausgasen versteht man unter einer umfassenden energetischen
Sanierung ,zeitlich zusammenh&ngende Renovierungsarbeiten an der Gebaudehille
und/oder den haustechnischen Anlagen eines Gebaudes, soweit zumindest drei der
folgenden Teile der Geb&udehiille und haustechnischen Gewerke gemeinsam erneuert oder
zum Uberwiegenden Teil in Stand gesetzt werden: Fensterflachen, Dach oder oberste

GescholRdecke, Fassadenflachen, Kellerdecke, energetisch relevantes Haustechniksystem.*

Zusatzlich werden auch noch folgende Anforderungen an den Heizwarmebedarf nach der
Sanierung, in Abhangigkeit vom Oberflachen-Volumsverhaltnis (fir Werte des A/V-

Verhéltnisses zwischen 0,2 und 0,8 ist linear zu interpolieren), gestellt:

HWB in kWh/m?a

bei einem A/V-Verhéltnis =2 0,8 bei einem A/V-Verhéltnis < 0,2
bis Ende 2009 80 43
ab 01.01.2010 75 35

Tabelle 3: Mindestanforderungen an den Heizwarmebedarf

Diese Mindestanforderungen an den Heizwarmebedarf wurden von den Landern in die
Wohnbauférderbestimmungen Ubernommen. Die OIB-Richtlinie 6 wurde in die
Bauordnungen Ubernommen. Zum Teil gibt es fur technisch anspruchsvollere Lésungen

(Unterschreitung dieser Zielwerte) hohere Férderungen.

Zusétzlich dazu ist die Moglichkeit einer Deltaférderung vorgesehen, wobei bis Ende 2009
eine Verbesserung des Heizwarmebedarfs um mindestens 25% und ab 2010 um mindestens
30% erreicht werden muss. Es sind auch Ausnahmen fir historische oder

denkmalgeschiitzte Gebaude maglich.

Fur die Forderung von Einzelbauteilsanierungen oder —erneuerungen wurden Vorgaben
betreffend dem U-Wert (in W/m?K) gemacht:

Seite 10 von 50



U-Wert-Vorgaben ab 01.01.2009
Fenster (Rahmen und Glas) 1,35 W/m’K
Fenster (nur Glas) 1,10 W/m’K
AuRenwand 0,25 W/m°K
oberste Geschof3decke, Dach 0,20 W/m°K
Kellerdecke, Fu3boden gegen Erdreich 0,35 W/m’K

Tabelle 4: U-Wert-Vorgaben
Auch hier sind Ausnahmen fir historische oder denkmalgeschiitzte Gebdude mdéglich.

Die Sanierung von Heizungsanlagen (Kesseltausch, Fernwarmeanschluss, ...) soll nur bei
.nnovativen klimarelevanten Systemen“ gefdrdert werden. Als solche Systeme gelten
beispielsweise Biomasseheizungen und Warmepumpen (Jahresarbeitszahl > 4), allerdings
auch Gas-Brennwertkessel. In besonderen Ausnahmeféllen (Solaranlagen nicht mdglich,
biogene Brennstoffe nicht liefer- und/oder lagerbar, kein Fernwarmeanschluss mdglich)
konnen sogar Ol-Brennwertkessel geférdert werden.

In der Vereinbarung wird festgehalten, dass die Forderungen der Lander so zu gestalten
sind, dass ,geniigend” Anreize fir eine umfassende energetische Sanierung gegenuber
EinzelmalRnahmen gegeben sind. Aul3erdem sollen die Bewertungsmodelle (Forderstufen,

(Oko-) Punktesysteme) Anreize fiir qualitativ hochwertigere Sanierungen schaffen.

2.3. MalBnahmenpakete bei Sanierungen: Wirkungen und Kosten

Anhand der folgenden Beispiele fir Ein- und Zweifamilienhduser werden Kosten und

Wirkungen von MalRnahmenpakten im Rahmen thermischer Sanierungen dargestellt.

2.3.1. Beispiel 1: Energetische Sanierung eines typischen Einfamilienhauses

Situation und Annahmen:

Musterhaus, vierkdpfige Familie lebt in einem freistehenden zweistdckigen Haus, Baujahr
1973. Das Dachgeschoss ist nicht ausgebaut, die Wohnflache betrdgt 150m?2, der
Energieverbrauch 212 kWh/m2a (Heiz6l), Energiepreis zum Zeitpunkt der Sanierung € 0,06
je kWh (Heizdlverbrauch pro Jahr: 3.650 Liter).
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Durchgefiihrt wurde:

o Dammung der Fassade

e Dammung der Kellerdecke

e Dammung der obersten Geschossdecke
e Erneuerung der Fenster

e Erneuerung Heizkessel

Gesamtkosten: € 35.200,-- also zirka € 235,-- je m* WNF

Energieverbrauch vor Sanierung: 212 kWh/m?a

Energieverbrauch nach Sanierung (Umsetzung aller MaRnahmen): 69 kWh/m?a

Energiekosten vor Sanierung: 1.827,-- €/a

Energiekosten nach Sanierung: 621,-- €/a

Nimmt man eine durchschnittliche Preissteigerung der Energietrager von 5% pro Jahr an, so

ergibt sich Uber 20 Jahre gerechnet eine Ersparnis an Energiekosten von € 42.556,--.

(Quelle: Vereinigung der deutschen Zentralheizungswirtschaft e.V. 2008; Stand August
2007)

2.3.2. Beispiel 2: Modernisierung eines Altbaus

Uber die Sanierung eines Einfamilienhauses (EFH) aus den 1970er Jahren informiert die
Publikation .Energiesparen bringt’s!” der NO Energieberatung. (vgl.

http://images.umweltberatung.at/htm/Energie_sparen_April09.pdf 26.06.2009).

Ausgangsbasis:
0 EFH aus den 1970er Jahren, komplett unterkellert, Garage im Keller
0 Aulienwénde: 30 cm Hochlochziegel
o0 Kellerdecke: Betonstein-Decke, 2 cm Dammung, Estrich und Fliesen oder Holzparkett
auf Staffelkonstruktion
Decke zum Dachboden: Betonstein-Decke, 4 cm Dammung, Estrich
Fenster: 2-Scheiben-Holzverbundfenster
Wohnnutzflache: 112 m?
Heizung: Gas-Zentralheizung, Baujahr 2000

© O O O
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0 durchschnittlicher Gasverbrauch: 2960 m3 pro Jahr oder € 1.835,-
0 geringe Behaglichkeit im Winter durch kalte Oberflache an AufRRenwanden und
FuRbdden

0 Zugluft durch verzogene Verbundfenster ohne Dichtung

Energiekennzahl am Standort vor der Sanierung: 236 kWh/m?2a

Sanierung in Richtung Niedrigenergiehaus:

0 AuBRenwande mit 14 cm Dammplatten versehen, 8 cm Dammung an der Kellerdecke, 20
cm Dammschicht auf der Decke zum Dachboden, neue Fenster mit 2-Scheiben-

Warmeschutzverglasung, kontrollierte Wohnraumliftung installiert

o Wohnnutzflache: 112 m?

0 Heizung: Gas-Zentralheizung, Baujahr 2000. Ein Umstieg auf erneuerbare Energie wird

Uberlegt, wenn der Gaskessel altershedingt getauscht werden muss,

0 Berechneter Gasverbrauch nach Sanierung: 870 m3 pro Jahr oder € 540,-
(Reduktion um 70%).

o0 Warme Oberflachen an AuRenwanden und FuZbéden garantieren behagliches Wohnen.
Keine Zugluft aufgrund dichter Fenster/TUren. Ausreichend Frischluft durch kontrollierte

Wohnraumliftung.

Energiekennzahl nach der Sanierung: 68 kWh/m2a

Reduktion des Energiebedarfs je m?% 168 kWh/m?a

Energiekosten vor Sanierung: 1.835,-- €/a

Energiekosten nach Sanierung: 540,-- €/a

Neben der ganzheitlichen energietechnischen Sanierung wurde das Haus insgesamt

generalsaniert.

Investitionsvolumen: € 75.000,--

davon als geférdertes Wohnbaudarlehen: € 60.000,--

Damit ergibt sich eine Investition von rund € 700,-- m®> WNF, wobei der energiespezifische

Anteil nicht bekannt ist.
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2.3.3. Beispiel 3: Mehrfamilienhaus

Beispiel fir das Ende des Jahrzehnts 1950-1960

Das Mehrfamilienhaus wurde Ende des Jahrzehnts 1950-1960 errichtet und umfasst eine
Wohnnutzflache von 1.323 m2. Im Gebaude sind 12 Wohnungen sowie 4 Geschéfte zu
finden. Vor der Sanierung hatte es einen Heizwarmebedarf von ca. 180 kwh/m2a. Durch die

thermische Sanierung konnte der Energieverbrauch auf 48,7 kWwh/mz2a reduziert werden.

Nachstehende Abbildung stellt die Verteilung der

Nettosanierungskosten

Mehrwertsteuer und ohne Honorar) auf die einzelnen MalRnahmen dar.

40,00 37,03
30,00
17,80
20,00 12.35
] 7,79
10,00 4,61 3,41 el 2,58
0,00 [

O Fenster B Rolladen O Fassade

O Balkone B Schlosserarbeiten O Steigenhauser

B Elektroanlagen O Heizung B Aussenanlagen

[%0]

Abbildung 1: Prozentuale Aufteilung der Nettosanierungskosten -

Beispiel fir Ende des Jahrzehnts 1950-1960 (eigene Grafik)

Eine Erneuerung der Heizungsanlage war bei der Modernisierungsmalinahme nicht

vorgesehen.

Die Kosten der Sanierung haben ca. 264 €/m2 BGF betragen.
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2.3.4. Interpretation

Die Beispiele zeigen, dass mit technisch einfachen MalRRnahmen sehr groRRe
Energieeinsparungen erzielt werden kénnen. Erfolgssichernd wirkt dabei die ganzheitliche
Sanierung insbesondere dann, wenn alle Mafihahmen gemeinsam realisiert werden.
Vorstellbar sind &hnliche Erfolge natirlich auch bei Sanierungspléanen, die in 2 bis 3

Teilschritten in kurzem zeitlichem Abstand durchgefiihrt werden.

Trotz der relativ niedrigen energiespezifischen Kosten bei Beispiel 1 und 3 zeigt sich, dass
ohne Wohnbauférderung ohne mit geringen Fordersatzen eine Amortisierung nicht oder nur
sehr langfristig (rund 30 Jahre) erreichbar ist. Beispiel 2 macht deutlich, dass die aktuellen
Diskussionen durchaus anzutreffende Meinung, eine Generalsanierung misse sich aus der

Energieeinsparung amortisieren, nicht realistisch ist. Sie ist auch nicht sachlich begriindet.

Jedenfalls wird es, um ganzheitliche Sanierungen in grolem Mafstab zu initiieren,
entsprechend kréftiger und nach der Stringenz des technischen Ziels abgestufter

Forderungen oder sonstiger finanzieller Anreize bedirfen.

2.3.5. Okologische Wirkungen

Ein wesentlicher Effekt der Gebaudesanierung ist die CO, — Einsparung. Die erzielbaren
Verringerungen stehen dabei in direktem Zusammenhang mit Art und Umfang und damit

auch mit den Kosten der durchgefihrten MaRnahmen.

Die nachfolgenden Informationen wurden der Publikation ,Wirtschaftliche Bewertung von
MalRnahmen des integrierten Energie- und Klimaprogramms (IEKP). Wirtschaftlicher Nutzen
des Klimaschutzes. Kostenbetrachtung ausgewdahlter EinzelmalRnahmen der Meseberger

Beschlusse zum Klimaschutz* entnommen (vgl. Doll, C. et al. 2008).
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Anlagenerneuerungen

Brenmwertkessel (Heizdl, Erdgas, ohne und mit Solaranlage) 25-45*

Warmepumgen*® {ohne und mit Solaranlage) 25-65

Pelletkessel (ochne und mit Solaranlage) 75-80
Warmedammungen nach EnEV

Kellerdammung 4.5

Auternwanddammung 12-30

Yollddmmung (Ke 8cm, AW 10 cm, Da 186 cm, Fe U=14] 22-45
Vollsanierungen

Yollddmmung (ZEnEY) und Brennwerikessel B2-72

Yalldémmung (ME-Haus-Niveau)™*, Brennwertkeszs! und Solaranlage 72-82

* incl. Brennstoffwechsel von O zu Gas
** WasserWasser, Sole/Wasssr und LuftWasser
*** Dammdicken fur alle Bawlfeliie 20 cm, U-Wert der Fenster 0.9 Wi K

Tabelle 5: CO, — Einsparpotenziale einzelner SanierungsmaRnahmen

Eine Kellerdammung (vgl. 5) erreicht im Mittel eine CO, — Einsparung von lediglich 5%,
wahrend eine AulRenwandddmmung je nach Gebaudetyp von 15 bis 30% einsparen kann
und eine Volldammung 22 bis 48%. Die Obergrenzen der Zahlenbereiche in Tabelle 7 gelten
fur freistehende, alte und schlecht gedammte Gebdude mit einem hohen

Heizenergieverbrauch.

Die Untergrenzen gelten fur jungere Reihenmittelhduser, die schon eine gewisse Dammung
besitzen und die einen deutlich geringeren Warmebedarf haben. Die Variationsbreite der
Einsparpotenziale spiegelt dabei das offensichtliche wieder: Je schlechter ein Gebaude
warmegedammt ist, um so mehr kann mit einer zusatzlichen Warmedammung eingespart

werden.

Im Bestand sollten also die thermisch schlechten Gebaude (“Energiefresser*) zuerst

gedammt werden.

In diesem Sinne sind Vollsanierungen die besten MaRnahmenkombinationen. Sie bestehen
aus einer Volldammung und einer Erneuerung der Heizanlage. Mit einer Volldammung und
dem Einbauen eines neuen Brennwertkessels kdnnen Energie-Einsparungen zwischen 62%

und 72% erreicht werden.
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3. Rechtliche Hemmnisse und Vorschlage zu deren

Beseitigung

3.1. Einleitung

Im Folgenden wird die im Mehrwohnungsbereich fiir die Umsetzung von ganzheitlichen
thermischen Geb&udesanierungen, aber auch daruber hinausgehenden
Modernisierungsmalnahmen mafigebliche Rechtslage skizziert und im Hinblick auf allféallige
Hemmnisse analysiert. Den konkreten Bezugspunkt bilden dabei die Normen von
Mietrechtsgesetz (MRG), Wohnungsgemeinniitzigkeitsgesetz (WGG) und
Wohnungseigentumsgesetz (WEG).

Zu den genannten Rechtsmaterien werden Vorschlage zur Behebung allfalliger

Sanierungshemmnisse oder zumindest zu ihrer Linderung erstattet.

Dabei wird nicht zuletzt auch auf jene Vorschlage Rulcksicht genommen, die von

verschiedenen Seiten in den letzten Jahren bereits erstattet wurden.

Durch die mal3geblichen Rechtsmaterien MRG, WGG und WEG wird bis zu einem gewissen
Grad bereits die Gliederung fir die Analyse der rechtlichen Bestimmungen vorgegeben, an

der sich die nachstehenden Ausfiihrungen orientieren.
Im Sinne einer optimalen themenbezogenen Strukturierung des
Untersuchungsgegenstandes erscheint es dariiber hinaus sinnvoll, die Uberlegungen auch

nach folgenden Aspekten zu gliedern:

e Befugnis, (ganzheitliche thermische) SanierungsmafRnahmen im Mehrwohnungsbereich

durchsetzen zu konnen (, Kompetenzproblematik*)

e Tragung der mit den SanierungsmaflRnahmen im Mehrwohnungsbereich verbundenen

Kosten (, Kostentragungsproblematik*)

e Sonstige fir (ganzheitliche thermische) SanierungsmalRhahmen rechtlich relevant

erscheinende Aspekte (,, Sonstiges*)
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Dabei wird im Rahmen der vorliegenden Analyse auch danach unterschieden, von wem die
Initiative zu Sanierungsmafinahmen ausgeht bzw. wem die SanierungsmalRnahmen rechtlich
zugerechnet werden sollen. Konkret: Geht die Sanierungsmafnahme in MRG und WGG auf
eine Initiative des Vermieters oder aber auf eine Initiative des Mieters zuriick bzw. soll — im
Anwendungsbereich des WEG — die Sanierungsmaflinahme der Zustimmung der gesamten
Eigentimergemeinschaft oder jener einer (qualifizierten) Mehrheit bedtrfen oder von einem
einzelnen Wohnungseigentimer aufgrund seiner alleinigen Entscheidung in Angriff

genommen werden kdnnen?

3.2. Kompetenzproblematik

3.2.1. Allgemeines

Bezlglich der Darstellung der fur die Kompetenz zur Entscheidung Uber die Durchfiihrung
von (ganzheitlichen thermischen) Sanierungsmallnahmen malgeblichen Rechtslage
einerseits sowie der Erstattung von Verbesserungsvorschlagen andererseits liegt es —
aufgrund der zum Teil in groBem Umfang bestehenden inhaltlichen Deckungsgleichheit der
Rechtsmaterien — nahe, in einem thematischen Block das MRG und das WGG und in einem

anderen thematischen Block das WEG zu behandeln.

3.2.2. MRG und WGG

Vermieterinitiative

1. FiOr den Fall, dass im Anwendungsbereich von MRG und WGG vom Vermieter die
Initiative zur Umsetzung von (ganzheitlichen thermischen) Sanierungsmaflnahmen
ausgeht, stellt sich die Frage, wie der Vermieter diese Sanierungsmafinahmen u. U. auch

ohne explizite Zustimmung der Bewohner des Geb&udes durchzusetzen vermag.

2. Ein Problem konnte es insofern prima vista darstellen, dass durch die Durchfihrung der
Sanierungsmafinahmen der storungsfreie Gebrauch der Mietobjekte beeintrachtigt ist,
was Mieter, die ja wahrend der gesamten Vertragslaufzeit gegentiber dem Vermieter
einen Anspruch auf die Verschaffung des storungsfreien Gebrauches der Mietobjekte

haben, grundsatzlich nicht zu dulden haben.
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Dass es insofern gleichwohl nicht zu definitiven Blockaden von Sanierungsmal3hahmen
durch Mieter kommt, verhindern nun vor allem die ihnen vom Gesetzgeber in § 8 Abs 2

MRG auferlegten Duldungspflichten:

,er (d.h. der Hauptmieter, Anm. d. Verf.) hat die voribergehende
Benitzung und Veranderung des Mietgegenstandes bei Vorliegen der

folgenden Voraussetzungen zuzulassen:

1. wenn und soweit ein solcher Eingriff in das Mietrecht zur
Durchfiihrung von Erhaltungs- oder Verbesserungsarbeiten
an allgemeinen Teilen des Miethauses oder zur Behebung
ernster Schaden des Hauses in seinem oder in einem

anderen Mietgegenstand notwendig oder zweckmaRig ist;

2. wenn und soweit ein solcher Eingriff in das Mietrecht zur
Beseitigung einer von seinem oder einem anderen
Mietgegenstand ausgehenden erheblichen
Gesundheitsgefahrdung oder zur Durchfiihrung von
Veranderungen (Verbesserungen) in einem anderen
Mietgegenstand notwendig, zweckm&Rig und bei billiger
Abwagung aller Interessen auch zumutbar ist; die
Zumutbarkeit ist im besonderen anzunehmen, wenn die
BeseitigungsmalRnahme oder die Verdnderung Kkeine
wesentliche oder dauernde Beeintrachtigung des

Mietrechts zur Folge hat.”

Da diese gesetzlichen Duldungspflichten von der herrschenden Ansicht und
Rechtsprechung in engem thematischen Konnex mit den 88 3, 4 MRG (Z 1) und § 9
MRG (Z 2) gelesen werden, ist sichergestellt, dass all jene Sanierungsmalinahmen, die
das MRG grundsatzlich anerkennt, auch zu entsprechenden Duldungspflichten der

Mieter fihren. Dies gilt insbesondere auch fur Mainahmen gemaf § 3 Abs 2 Z 5 MRG:
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»(2) Die Erhaltung im Sinn des Abs 1. umfasst:

5. die Installation von technisch geeigneten
Gemeinschaftseinrichtungen zur Senkung des
Energieverbrauchs oder die der Senkung des
Energieverbrauchs sonst dienende Ausgestaltung des
Hauses, von einzelnen Teilen des Hauses oder von
einzelnen Mietgegensténden, wenn und insoweit die hierfur
erforderlichen Kosten in einem wirtschaftlich verniinftigen
Verhaltnis zum allgemeinen Erhaltungszustand des Hauses

und den zu erwartenden Einsparungen stehen.”

sowie fiir beguinstigte Anderungswiinsche anderer Mieter gemaR § 9 Abs 2 Z 2 MRG:

»(2) Die Voraussetzung des Abs. 1 Z 2 ist jedenfalls gegeben, wenn
es sich handelt um

2. die der Senkung des Energieverbrauches dienende

Ausgestaltung eines Mietgegenstandes..*

Kritisch zu bemerken ist im gegenstandlichen Zusammenhang freilich, dass die
Duldungspflichten des § 8 Abs 2 MRG gemal der den jeweiligen Anwendungsbereich
der Normen Kkonstituierenden Vorgaben des & 1 MRG nur im sog.
»Vollanwendungsbereich* des MRG gelten, mithin nicht in jenen, von 8 1 Abs 4 und 5
MRG erfassten Fallen, in denen eine sog ,Teilausnahme" vom Anwendungsbereich des
MRG vorliegt.

Dies erscheint im gegebenen Zusammenhang nicht zuletzt insofern &uRRerst
problematisch, als u.a. auch der gesamte frei finanzierte Neubau ab 1953 eine
Teilausnahme vom Anwendungsbereich des MRG darstellt (vgl. 8§ 1 Abs 4 Z 1 MRG),
was bei (ganzheitlichen thermischen) Sanierungen derartiger Gebaude (die zweifellos

ebenfalls bereits jetzt erforderlich sind und in naher Zukunft noch in viel gréZerem
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3.

Umfang erforderlich werden) zu massiven rechtlichen Blockaden durch widerstrebende

Mieter fuhren kann.

Verbesserungsvorschlag:

Der Anwendungsbereich von 8§ 8 MRG, vor allem der in Abs. 2
geregelten Duldungspflichten, ist auszudehnen, vor allem auch auf den

sog ,Teilanwendungsbereich” des MRG.

Im Hinblick auf die Beurteilung des tatsachlichen Bestehens von Duldungspflichten der
Mieter stellt es nach dem geltenden Recht bei manchen SanierungsmalRhahmen auch
ein Manko dar, dass Uber den genauen Inhalt des Tatbestandes von § 3 Abs 2 Z 5 MRG

gegenwatrtig eine gewisse Rechtsunsicherheit herrscht.

Darauf wird allerdings noch im Zusammenhang mit der Kostentragungsproblematik, bei
der sich diese Rechtsunsicherheit in praktisch erheblich gréRerem Umfang bemerkbar

macht, zurickgekommen (sh. unten).

Nicht vollig gewahrleistet erscheint in der geltenden Rechtsordnung schlief3lich, dass
auch ganzheitliche Sanierungsmalinahmen umgesetzt werden, die Uber das von den
Mietern gemalR § 8 Abs 2 MRG zu duldende Ausmald an Eingriffen in ihre Mietrechte
hinausgehen, v.a. den ganzlichen Abbruch des Gebaudes und die Schaffung

gleichwertiger Ersatzbestandgegenstande zum Ziel haben (,Reconstructing)*.

Derartiges ist nach der gegenwartig geltenden Rechtslage vielmehr nur méglich, wenn
das Einvernehmen mit allen Mietern tber die Durchfihrung dieser Mal3nahme hergestellt
werden kann, der mangelhafte Zustand des Geb&udes bereits zu einem rechtskraftigen
behordlichen Auftrag zur Abtragung des Objektes gefiihrt hat (vgl. § 1112 ABGB) oder im
Rahmen der Geltendmachung der Kindigungsgriunde der ZZ 14ff von § 30 Abs 2 MRG,
vor allem der Kiindigung bei Vorlage eines sogenannten ,Interessenbescheides".

Diese Rechtslage lasst es nun nicht vollig ausgeschlossen erscheinen, dass einzelne
Mieter eine ganzheitliche Sanierung des Geb&udes verhindern, damit — zumindest
indirekt — die Vornahme von technisch und/oder wirtschaftlich nicht mehr sinnvoll

erscheinenden ErhaltungsmalRnahmen erzwingen und so nicht zuletzt auch der
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Mietermehrheit des Gebaudes rechtlich den Weg verbauen, zu neuen, modernen
Wohnobjekten zu gelangen.

Um dieser Gefahr vorzubeugen, wurde bereits im Vorfeld der WRN 2006 diskutiert, fur
den Anwendungsbereich des WGG eine gesetzliche Mdglichkeit zur zivilrechtlichen

Durchsetzung auch von ,Reconstructing“-Mafinahmen zu schaffen.

Letztlich fuhrte diese Initiative aber blof3 zur Schaffung der gebarungsrechtlichen Norm

des § 23 4d WGG, konnte somit bislang keine auch zivilrechtliche Wirkung entfalten.

Verbesserungsvorschlag:

Schaffung einer weitergehenden Madglichkeit zur auch zivilrechtlichen
Durchsetzung von ,Reconstructing“-Malinahmen; dies freilich unter
umfassender Berlcksichtigung schutzwiirdiger Bewohnerinteressen und
Sicherstellung der Vermeidung von missbrauchlicher Inanspruchnahme

dieser Mdoglichkeit.

"Fiktive ErhaltungsmafRnahmen" (§ 14a Abs. 2 Z 7 WGG): Im Rahmen der (fiktiven)
Erhaltung konnen innerhalb des WGG-Regimes auch zeitgeméaflle Verbesserungen
durchgefihrt  werden, etwa ein nachtraglicher Lifteinbau genauso  wie
Fassadensanierungen als auch wohnungsinnenseitige Maflinahmen in Richtung auf

einen zeitgemé&Ren (auch energetischen) Wohnstandard.

Verbesserungsvorschlag:
Ausdrickliche Klarstellung in 8 14a Abs. 2 Z 7 WGG, dass "zeitgemalie

Ausstattung der Baulichkeit oder von Mietgegenstanden" auch

"thermisch-/energetische Sanierungen" umfasst.

Ausdriickliche Abgrenzung der "fiktiven Erhaltungsmafnahmen nach §
1l4a Abs. 2 Z 7 WGG" gegenuber den dartber hinausreichenden
"Verbesserungsmalnahmen gem. 8 14b WGG", im Gegenzug allenfalls
Einschrankung auf "nur im Falle einer offentlichen Férderung”, sofern

es sich um gebaudebezogene MalRnahmen handelt.
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Mieterinitiative

1. Soweit die Initiative zu individuellen, d.h. blo3 das einzelne Mietobjekt betreffenden
Sanierungsmaflinahmen vom einzelnen Mieter ausgeht, erscheint zunachst in der
geltenden Rechtslage durch die Regelung des § 9 MRG sichergestellt, dass derartige
MalRnahmen auch tatsédchlich umgesetzt werden kénnen, soweit sie nicht schutzwirdige

Interessen des Vermieters verletzen.

Beachtenswert ist insoweit nicht zuletzt, dass zu den sogenannten ,privilegierten
Anderungswiinschen* des Mieters, d.h. jenen, bei denen das Vorliegen von
Ortstiblichkeit und eines wichtigen Interesses des Mieters vermutet wird, gemar § 9 Abs
2 Z 2 die

.der Senkung des Energieverbrauches  dienende

Ausgestaltung eines Mietgegenstandes*

zahlt.

Auch diese Norm des MRG git gemaR dessen § 1 freilich nur im
.Vollanwendungsbereich* des MRG, sodass aufRerhalb desselben, d.h. bei allen
.1eilausnahmen” (wie etwa allen nach dem 30. 6. 1953 frei finanziert errichteten
Gebauden) Uberaus zweifelhaft erscheint, ob, und wenn ja wie, Mieter individuelle

Sanierungsmafinahmen ohne Zustimmung des Vermieters umsetzen kénnen.

Eine sachliche Rechtfertigung fir diese Verschiedenbehandlung ist indes nicht

ersichtlich.

Verbesserungsvorschlag:

Der Anwendungsbereich von § 9 MRG ist auszudehnen, vor allem auch

auf den sog. , Teilanwendungsbereich* des MRG.

2. Beabsichtigt der einzelne Mieter demgegeniber, eine (v.a. thermische) Sanierung des
Gebéaudes durch den Vermieter zu initiieren, hilft es ihm nach der geltenden Rechtslage
wenig, dass den Vermieter nach dem bereits erwahnten 8 3 Abs 2 Z 5 MRG im

Vollanwendungsbereich des MRG grundséatzlich die (zwingende) Pflicht trifft, unter
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bestimmten Voraussetzungen auch energiesparende Sanierungsmafnahmen das

Gebéaude betreffend in Angriff zu nehmen.

Gemall 8 6 Abs 1 Z 2 MRG erfordert die gerichtliche Durchsetzung dieser
Vermieterpflicht ndmlich eine Antragstellung durch die Mehrzahl der Hauptmieter eines

Gebaudes.

Diese Rechtslage erscheint nicht grundsatzlich kritikwirdig, kénnten doch mit der
Durchsetzung derartiger Erhaltungspflichten des Vermieters durch einen einzelnen
Mieter auch erhebliche Kostenbelastungen fir die Ubrigen Mieter des Gebaudes

verbunden sein (§ 18-Verfahren).

Dennoch ware zu uberlegen, ob nicht zumindest in den Fallen besonders krasser
thermischer Mangelhaftigkeit eines Geb&udes auch dem einzelnen Mieter das Recht zur
gerichtlichen Durchsetzung von Sanierungsmaf3nahmen durch den Vermieter eingerdumt
wird, wobei — &hnlich wie beziglich gesetzlicher Vorgaben zur Ruicklagenbildung im
WEG - an bestimmte Energiekennzahlen angeknipft werden kdnnte.

Die Schaffung eines derartigen Individualrechts auch eines einzelnen Mieters erschiene
vor allem dann auch mit Blick auf die Ubrigen Mieter nicht GUbermé&Rig problematisch,
wenn gleichzeitig eine gesetzliche Abmilderung der u.U. auch von ihnen zu tragenden
Kosten der fraglichen Maflnahmen erfolgt, wobei v.a. an die Erweiterung des
Verteilungszeitraums im 8§ 18-Verfahren sowie an die Schaffung von Contracting-
Modellen im MRG zu denken ist (siehe dazu noch nédher unten im Zusammenhang mit

der Kostentragungsproblematik).

Verbesserungsvorschlag:

Ermaglichung einer Durchsetzung von thermischen
Sanierungsmafnahmen durch den Vermieter auch durch einen
individuellen Mieter zumindest in den Fallen krasser thermischer
Mangelhaftigkeit des Gebaudes und unter Schaffung flankierender
Maflnahmen zur Vermeidung UbermafRiger Kostenbelastungen der

Ubrigen Mieter.
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3. Besonders hemmend stellt sich die gegenwartig geltende Rechtslage schlielich dar,
wenn Mieter, deren Mietvertrage nicht in den Vollanwendungsbereich des MRG fallen,

eine thermische Sanierung des Geb&udes durch den Vermieter durchsetzen wollen.

Mangels Geltung der 88 3, 6 MRG aufRerhalb des Vollanwendungsbereiches des MRG
(d.h. etwa bei allen nach dem 30. 6. 1953 frei finanziert errichteten Geb&uden) ist
namlich Uberhaupt keine rechtliche Grundlage ersichtlich, auf die Mieter derartige

Anspriiche zweifelsfrei stellen kénnten.

Verbesserungsvorschlag:

Schaffung einer speziellen gesetzlichen Mdglichkeit des Mieters, auch
aulBerhalb des Vollanwendungsbereiches des MRG zumindest eine
krasse thermische Mangelhaftigkeit des Gebaudes durch den Vermieter

beheben zu lassen.

3.2.3. WEG

Gemeinschaftsagenda

1. Soweit im Mehrwohnungsbereich eine Anwendbarkeit des WEG gegeben ist und eine
(ganzheitliche thermische) SanierungsmalRnahme als Agenda der gesamten
Eigentimergemeinschaft umgesetzt werden soll, erweist sich die geltende Rechtslage

auf den ersten Blick keineswegs als Uberméfiges Sanierungshemmnis:

Gemal 8§ 28 Abs 1 Z 1 WEG 2002 fallen nAmlich samtliche Erhaltungsmaflnahmen, zu
denen nach ganz herrschender Ansicht und Judikatur auch thermische
Sanierungsmafinahmen iSv § 3 Abs 2 Z 5 MRG zahlen, in den Bereich der sogenannten
sordentlichen Verwaltung“ der Liegenschaft, was einerseits dazu fuhrt, dass bereits die
(Anteils-)Mehrheit der Wohnungseigentimer die Umsetzung dieser Malinahmen wirksam
beschlieRen kann, und andererseits dem WE-Verwalter, zumindest rechtstheoretisch, die
Kompetenz verschafft, derartige MaflRnahmen nach pflichtgem&em Ermessen auch

ohne Vorliegen eines Beschlusses der Eigentimergemeinschaft umsetzen zu dirfen.

In praxi ist es freilich zumeist so, dass von Seiten des Verwalters Hemmungen bestehen,

derartige MalBnahmen auch ohne Vorliegen eines Mehrheitsbeschlusses der
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Wohnungseigentiimer in Angriff zu nehmen, was dann dazu fuhrt, dass derartige
Beschlussfassungen initiiert werden.

In diesem Zusammenhang offenbart sich dann speziell auch bei Beschlussfassungen
Uber (ganzheitliche thermische) Sanierungsmallnahmen ein generelles Manko des

Willensbildungsregimes des geltenden WEG:

Das Vorliegen eines Mehrheitsbeschlusses ist nadmlich stets nach Maligabe der
tatsachlich vorhandenen Stimmrechte zu ermitteln und nicht etwa blo3 nach Mal3gabe
der tatsachlich ausgeilibten Stimmrechte, sodass vielfach ein groRer Prozentsatz von am
Schicksal der Liegenschaft vollig desinteressierten Wohnungseigentiimern das wirksame

Zustandekommen von Mehrheitsbeschliissen verhindert.

Verbesserungsvorschlag:

Nicht nur, aber gerade auch im Hinblick auf die Erleichterung von
wirksamen  Willensbildungsmafinahmen beziglich Sanierungs-
maflnahmen innerhalb der Wohnungseigentiimergemeinschaft, sollte —
zumindest nach einem bereits erfolglosen Willenshildungsversuch und
unter ausreichender Wahrung schutzwirdiger Interessen der sich passiv
verhaltenden Wohnungseigentimer — ein gesetzlicher Mechanismus
geschaffen werden, um das Vorliegen eines Mehrheitsbeschlusses unter
Beriicksichtigung ausschlief3lich der tatséchlich ausgelibten Stimmrechte

ermitteln zu konnen.

2. Erhebliche Grenzen setzt schlielich auch das geltende Wohnungseigentumsrecht
(ganzheitlichen thermischen) Sanierungsmaflinahmen insoweit, als diese mit einer

ganzlichen Neuerrichtung des Gebéaudes einher gehen wirden.

Derartige Falle des ,Reconstructings” missten im Lichte des geltenden Rechts namlich
vielfach als sogenannte ,Verfugungen“ iSv § 828 ABGB qualifiziert werden, was dazu
fuhrt, dass ihre Umsetzung nach geltendem Recht ausnahmslos ein Einvernehmen
samtlicher Wohnungseigentiimer tber die Durchfihrung der MalRnahme voraussetzt,

sodass de facto jedem einzelnen Wohnungseigentiimer eine Art Veto-Recht zukommt.

Dies erscheint Uberschie3end und kann durchaus zu missbrauchlichem und die anderen
Wohnungseigentiimer massiv schadigendem Verhalten einzelner Wohnungseigentimer

fuhren.
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Verbesserungsvorschlag:

Im Einklang mit dem Regierungsiibereinkommen fur die derzeit laufende
Gesetzgebungsperiode sollte im WE-Recht eine Moglichkeit geschaffen
werden, um auch als Verfugung zu qualifizierende
SanierungsmafRnahmen dann durchsetzen zu kdnnen, wenn dies dem
(u.U. qualifizierten) Mehrheitswillen entspricht und eine richterliche
Kontrolle sicherstellt, dass durch die Umsetzung dieser MalRnahmen
keine schutzwirdigen Interessen der opponierenden

Wohnungseigentiimer Ubermafig beeintrachtigt werden.

Individualmallnahme

1. Soweit ein einzelner Wohnungseigentimer individuelle, dh bloRR3 sein Objekt betreffende
Sanierungsmafinahmen in Angriff nehmen mochte, ermdglicht ihm im geltenden Recht
grundsatzlich § 16 Abs 2 WEG 2002, die Sanierungsmalinahme dann auch gegen den
allfalligen Widerstand anderer Wohnungseigentimer umsetzen, wenn deren

schutzwirdige Interessen durch diese MalRnahme nicht beeintrachtigt erscheinen.

Fragwurdig erscheint im geltenden WE-Recht freilich in jenen Fallen, in denen (wie in
praxi haufig) von individuellen thermischen Sanierungswiinschen eines einzelnen
Wohnungseigentiimers auch allgemeine Teile der Liegenschaft (also etwa auch die
»JAuBenhaut* des Gebaudes) betroffen sind und in denen der sanierungswillige
Wohnungseigentimer gemal3 § 16 Abs 2 Z 2 WEG auch die Ortsublichkeit der
MalRBnahme oder sein wichtiges Interesse an deren Umsetzung unter Beweis zu stellen
hat, warum bei energetisch-thermischen Sanierungswiinschen diese Voraussetzung
nicht (wie aber etwa bei anderen Anderungswiinschen) schon kraft Gesetzes als

gegeben gilt.

Besonders fragwiirdig erscheint dieser Umstand, wenn man das Anderungsrecht des
Wohnungseigentimers gemal § 16 Abs 2 WEG mit jenem des Mieters gemal? 8§ 9 MRG
kontrastiert. Denn, wie bereits erwéhnt, gilt ja bei energetisch-thermischen
Sanierungswinschen eines Mieters deren Ortsiblichkeit bzw. das Vorliegen eines
wichtigen Interesses des Mieters an der Vornahme einer derartigen Sanierung gemai §

9 Abs 2 Z 2 MRG schon kraft ausdrtcklicher gesetzlicher Anordnung als gegeben.
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Ein sachlicher Grund fur die insoweit im geltenden Recht nachweisbare
Schlechterstellung von Wohnungseigentimern bezlglich der Umsetzung individueller
energetisch-thermischer Sanierungswinsche ihre WE-Objekte betreffend ist nicht

ersichtlich.

Verbesserungsvorschlag:

Auch im Wohnungseigentumsrecht sollte schon kraft Gesetzes davon
ausgegangen werden, dass Anderungswiinsche eines
Wohnungseigentimers, die der Senkung des Energieverbrauches

seines WE-Objektes dienen, als ortsublich bzw. einem wichtigen

Interesse des Wohnungseigentiimers dienend gelten.

Soweit ein einzelner Wohnungseigentimer die Initiative ergreifen moéchte, um
(ganzheitliche thermische) Sanierungsmaflinahmen durch die Eigentimergemeinschaft
umsetzen zu lassen, bietet ihm im geltenden WE-Recht sein Individualrecht gemaf § 30

Abs 1 Z 1 WEG eine grundsatzlich erfolgversprechende rechtliche Handhabe.

Gemal leg cit kann er namlich gerichtlich durchsetzen, dass alle Arbeiten gemal3 § 28
Abs 1 Z 1 WEG auch tatsachlich durchgefiihrt werden.

In der Judikatur sind freilich bestimmte einschrankende Tendenzen bezlglich dieses
Individualrechts festzustellen, was grundsatzlich durchaus nachvollziehbar erscheint,
jedoch speziell im Hinblick auf die Behebung gravierender thermischer Mangel des

Gebaudes fragwurdig wirkt.

Dies umso mehr, wenn man im Mietrecht insoweit ein durchsetzbares Recht des
einzelnen Mieters schaffen wollte (sh. oben), da dann im Fall der Vermietung einer
Eigentumswohnung die Gefahr bestiinde, dass der Wohnungseigentiimer als Vermieter
gegeniber seinen Mietern Pflichten ausgesetzt ist, deren Erflllung er gegentiber den

anderen Wohnungseigentiimern nicht zu bewerkstelligen vermag.
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Verbesserungsvorschlag:

Im Hinblick auf die Behebung gravierender thermischer Mangel des
Gebaudes sollte der Umfang des Individualrechts des einzelnen
Wohnungseigentimers gemaR § 30 Abs 1 Z 1 WEG klargestellt werden,
wobei eine Harmonisierung mit entsprechenden Durchsetzungsrechten

von Mietern anzustreben ist.

3.3. Kostentragungsproblematik

3.3.1. Allgemeines

Wenngleich nicht als unmittelbares rechtliches Hindernis fir die Umsetzung von
(ganzheitlichen thermischen) Sanierungsmalnahmen, so kann es sich doch als mittelbares
rechtliches Hindernis fiir deren Umsetzung erweisen, wenn die Rechtsordnung die Tragung
der mit diesen MaRhahmen verbundenen Kosten in einer Art und Weise regelt, die auf die

okonomischen Interessen der betroffenen Verkehrskreise nicht hinreichend Ricksicht nimmt.

Es besteht dann namlich die Gefahr, dass fir die Umsetzung von rechtlich an sich

durchsetzbaren Sanierungsmaf3nahmen kein hinreichender ékonomischer Anreiz besteht.
Dementsprechend wird im Folgenden die geltende Rechtslage auch im Hinblick auf die
Tragung der mit (ganzheitlichen thermischen) SanierungsmafRnahmen verbundenen Kosten

analysiert, geprift, ob das insoweit geltende Recht u.U. als Umsetzungshindernis wirken

kénnte und es werden, soweit letzteres der Fall ist, Verbesserungsvorschlage skizziert.

3.3.2. MRG

Vermieterinitiative

1. Soweit im Vollanwendungsbereich des MRG (ganzheitliche thermische)
Sanierungsmafinahmen vom Vermieter initiiert werden, so erweist sich im Hinblick auf
die damit verbundene Kostentragung nach dem geltenden Recht in ganz entscheidender
Hinsicht als relevant, ob diese Sanierungsmafnahmen als Erhaltungsmalinahmen iSv §
3 Abs 2 MRG zu qualifizieren sind.
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Ist dies namlich der Fall, so kdnnen die damit verbundenen Kosten vom Vermieter in die
Hauptmietzinsreserve eingestellt werden und es kann, wenn die Kosten in der
Hauptmietzinsreserve keine Deckung finden sollten, grundsétzlich eine Uberwalzung des
Fehlbetrages auf die Mieter gemalR des in den 88 18ff MRG vorgezeichneten Verfahrens

erfolgen.

Speziell bezlglich der sogenannten fingierten Erhaltungsarbeiten gemafld des bereits
erwahnten § 3 Abs 2 Z 5 MRG weist das geltende Recht freilich einige konzeptionelle

Schwéchen auf bzw. erschiene zumindest eine legistische Klarstellung erforderlich.

Dies betrifft zunachst den Umstand, dass im Gesetz nicht klar zum Ausdruck kommit,
dass energetische Sanierungsmafinahmen selbst dann unter 8 3 Abs 2 Z 5 MRG fallen,
wenn der bisherige Zustand des Gebaudes im Ubrigen nicht als mangelhaft angesehen
werden kann (also etwa die Fassade des Geb&audes ,nur* gravierende thermische, aber
keine sonstigen Méangel aufweist). Weiters das Faktum, dass im geltenden Recht nicht
zum Ausdruck kommt, welche Amortisationszeitraume erforderlich sind, um davon
ausgehen zu konnen, dass die zu erwartenden Einsparungen iSv leg cit ,in einem
wirtschaftlich verninftigen Verhaltnis* zu den fur die thermische Sanierung erforderlichen
Kosten steht, sowie schlief3lich den Befund, dass nach dem geltenden Recht nur Energie
sparende MalRBhahmen unter 8 3 Abs 2 Z 5 MRG fallen, nicht hingegen auch Energie

gewinnende.

Verbesserungsvorschlag:

Im Zusammenhang mit § 3 Abs 2 Z 5 MRG sollte die Rechtsordnung so

modifiziert werden, dass sich der Rechtsordnung zweifelsfrei entnehmen

lasst, dass

e thermische Sanierungen per se, d.h. ohne zusatzliche
Voraussetzungen, als Maflinahmen gemall 8§ 3 Abs 2 Z 5 MRG
anzusehen sind

e keine Rechtsunsicherheit aufkommen kann, unter welchen
Voraussetzungen die zu erwartenden Einsparungen in einem
wirtschaftlich vernlnftigen Verhaltnis zu den fur die thermische
Sanierung erforderlichen Kosten stehen

e eine Gleichbehandlung von Energie sparenden und Energie

gewinnenden Sanierungsmafnahmen erreicht wird.
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2. Soweit die Umsetzung von (ganzheitlichen thermischen) Sanierungsmaflinahmen auch
eine Mietzinserh6hung der 88 18ff MRG erforderlich macht, ist nach jener Praxis, die sich
zum geltenden Recht herausgebildet hat, davon auszugehen, dass der finanzielle
Fehlbetrag idR auf einen Zeitraum von 10 Jahren verteilt wird, was dann in weiterer
Folge fur das Ausmald der den Mietern abverlangten Mietzinserhohung von

entscheidender Bedeutung ist.

Ein solcherart bemessener Verteilungszeitraum steht nun freilich zumeist in keinerlei
Kongruenz mit dem tatsachlichen  Amortisationszeitraum  der  fraglichen
Sanierungsmafinahmen, fihrt somit zu einer 6konomisch als keineswegs in diesem
Umfang geboten anzusehenden Mietzinserh6hung und kann — vor dem geschilderten
Hintergrund ohne sachlich hinreichenden Grund — zu Widerstanden der Mieter auch

gegen die SanierungsmalRhahme selbst fiihren.

Verbesserungsvorschlag:

Im MRG sollte eine gesetzliche Mdglichkeit geschaffen werden, um den
Verteilungszeitraum im Zusammenhang mit  einer durch
Sanierungsmafinahmen erforderlich werdenden Mietzinserhéhung
gemal der 88 18ff MRG einerseits uUber 10 Jahre hinaus und
andererseits so flexibel festzulegen, dass zum einen eine Kongruenz mit
der tatsachlichen Amortisationsdauer herbeigefihrt werden kann und
zum anderen Mietzinserhéhungen in gréBerem Umfang als bislang auch
sozial vertraglich ausgestaltet werden kodnnen. Hierdurch kénnten
Sanierungen auf Passivhaus-Standard ermdglicht werden. Die Vorgabe
der Verteilungszeitrdume kdnnte im Verordnungs-Weg erfolgen oder als
Anhalt in den Erlauterung zum Gesetzestext (Unterscheidung von Fall-
Guppen) bei einer etwaigen Novellierung angefihrt werden.

3. Einen deutlich héheren 6konomischen Anreiz fur die Veranlassung von v.a. thermischen
Sanierungsmafnahmen durch den Vermieter wirde es darstellen, wenn die damit
verbundenen Kosten nicht blo mit der Hauptmietzinsreserve verrechnet werden
kénnten, sondern der Vermieter von der entsprechenden Kostentragungspflicht selbst

ganz oder zumindest teilweise entbunden ware.
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Mdglich erscheint derartiges unter anderem durch die rechtliche Legitimierung von sog.
Contracting-Modellen, bei denen die Sanierungskosten durch das durch die Sanierung

erreichte Einsparungspotential an Energiekosten amortisiert werden.

Die rechtliche Etablierung derartiger Modelle fuhrt grundsatzlich auch zu keiner
finanziellen Schlechterstellung der Mieter, sollte doch bei derartigen Modellen die sie
treffende finanzielle Belastung idealerweise nicht jenes Ausmald Ubersteigen, das diese

finanzielle Belastung auch ohne die Vornahme der Sanierung erreicht hatte.

Sogar einen finanziellen Vorteil fiir Mieter wiirde es schlielich darstellen, wenn auch sie
bereits wahrend der Amortisationszeit der SanierungsmalRahmen von den durch diese

erzielten Kosteneinsparungen profitieren konnten.

Vor diesem Hintergrund erscheint es kaum nachvollziehbar, dass das geltende Recht
Contracting-Modelle ausschlief3lich im Anwendungsbereich des WGG anerkennt (vgl. §
14 Abs 5a f WGG). Umso weniger nachvollziehbar erscheint dies deswegen, weil im
gegebenen Zusammenhang kein signifikanter Unterschied zwischen Bestandvertrégen,
die dem WGG unterliegen, und anderen Bestandvertragen zu erblicken ist.

Gegen eine Verallgemeinerbarkeit der rechtlichen Anerkennung von Contracting-
Modellen durch die Rechtsordnung kdnnte somit nur ins Treffen gefihrt werden, dass die
im WGG insoweit derzeit geltenden Rahmenbedingungen in der einen oder anderen

Hinsicht noch nicht optimiert erscheinen.

Auch dies sollte freilich nicht zum Anlass genommen werden, um Contracting-Modellen
fur groRe Bereiche des Mehrwohnhausbereiches auch weiterhin die rechtliche
Anerkennung zu verwehren, sondern viel eher als Herausforderung fur eine Evaluierung
und Verbesserung der fir Contracting-Modelle bereits bestehenden rechtlichen

Rahmenbedingungen begriffen werden.
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Verbesserungsvorschlag:

Die in der Rechtsordnung partiell bereits vorhandenen
Rahmenbedingungen fiur Contracting-Modelle  sollten  evaluiert,
gegebenenfalls optimiert und sodann gesetzlich einer allgemeinen
Anwendbarkeit im Mehrwohnhausbereich zugefuhrt werden; dies auch
unter Reflexion der Schaffung einer ,Energiesparpartnerschaft* zwischen
Vermietern und Mietern insofern, als auch die Mieter unmittelbar in den
zumindest teilweisen Genuss der durch die Sanierung erzielten

Kosteneinsparungen gelangen.

Mieterinitiative

1. Soweit Mieter individuell v.a. thermische Sanierungsmafl3nahmen unmittelbar fir ihr
Mietobjekt betreffend in Angriff nehmen wollen, stellt es aus 6konomischer Sicht ein
Anreizhemmnis dar, dass nach dem geltenden Recht keineswegs sichergestellt ist, dass
der Mieter im Fall der Beendigung des Mietverhaltnisses stets einen Anspruch auf Ersatz

der noch nicht amortisierten Sanierungskosten geltend machen kann.

Nach der geltenden Fassung des (zudem ohnedies nur im ,Vollanwendungsbereich” des
MRG geltenden) § 10 MRG hangt dies namlich in ganz entscheidender Hinsicht davon
ab, ob den fraglichen SanierungsmalRnahmen auch eine o6ffentliche Férderung zugute

gekommen ist.

Sachlich nachvollziehbar erscheint dies indes deswegen nicht, weil der typische Vortell
einer vom scheidenden Mieter vorgenommenen thermischen Sanierung des einzelnen
Mietgegenstandes fiur den Nachnutzer unabhéngig davon besteht, ob diese MaRnahme
auch tatsachlich in den Genuss einer 6ffentlichen Forderung gelangt ist.

Verbesserungsvorschlag:

Der Anwendungsbereich des 8§ 10 MRG sollte so modifiziert werden,
dass dem scheidenden Mieter ganz allgemein ein Ersatzanspruch
bezlglich der noch nicht amortisierten Kosten einer von ihm
vorgenommenen thermischen Sanierung des Mietobjektes zugebilligt

wird.
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3.3.3. WGG

1.

Im Zusammenhang mit der Schaffung von 6konomischen Anreizen fir die Vornahme von
individuellen v.a. thermischen Sanierungsmafnahmen ist — aufgrund der insoweit
bestehenden vdlligen Gleichartigkeit der Interessenlage von MRG und WGG-Mieterin —

auf die obigen Ausfiihrungen zum MRG zu verweisen

Verbesserungsvorschlag:

§ 20 Abs 5 WGG sollte im gleichen Sinn novelliert werden wie § 10
MRG.

Ansparmodell: Erhaltungs- und Verbesserungsbeitrag (8 14d WGG): Die rechtlichen
Rahmenbedingungen rund um die fur die Instandhaltung sowie die Erhaltung und
Verbesserung laufend (via Entgelt, 8§ 14 Abs. 1 Z 5 WGG - samt Moglichkeit einer
gerichtlichen Erhéhung in 8 14 Abs. 2 WGG) aus den Erhaltungs- und
Verbesserungsbeitrdgen (EVB, 8 14d WGG) gespeiste "Bauerneuerungsriickstellung”
sind ein bewahrtes, ansparendes Finanzierungsmodell, selbst bei "Mischobjekten” (=
etwa ein nach "nachtraglicher Wohnungseigentumsbegriindung” teilweise an die
bisherigen Mieter verauf3ertes Objekt; siehe dazu inshesondere § 14d Abs. 1la WGG).

Verbesserungsvorschlag:
Verkirzung der Frist gem. 8§ 14d Abs. 2 Z 2 WGG von "mindestens 10"

auf "mindestens 5 Jahre".

"Anpassung an MRG (8 45)"/Differenzierung des EVB der Grundstufe
gem. 8§ 14d Abs. 2 Z 1 WGG nach Kategorie A und B. Derzeit gilt auch
bei Kat. A Wohnungen im WGG nur der Wert fur Kat. B.

Optionales Ermoglichen einer unternehmensbezogenen EVB-Einhebung

anstelle der de lege lata strikten Objektsbezogenheit, allenfalls "im
Austausch" gegen ein diesfalls Entfallen der gerichtlichen
Erhéhungsmoglichkeit gem. 8 14 Abs. 2 WGG. (Ein Vergleich mit der
Systematik des Richtwertmietzinses nach MRG ist aufgrund des im
WGG geltenden Kostendeckungsgrundsatzes - wenn Uberhaupt - nur

sehr bedingt mdglich!).
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3. Energieausweisausstellung (8 7 Abs. 1, § 14d Abs. 1a WGG): gBV sind seit der WRN
2009 zweifelsfrei in der Lage — soferne befugt —, fir alle Bestédnde die sie auch verwalten
durfen (wie andere befugte Vermieter und Hausverwalter auch) selbst als

Energieausweisaussteller aufzutreten und die Kosten tber die EVB zu verrechnen.

Verbesserungsvorschlag:

Klarstellung bzgl. Kostentragung bei Energieausweisausstellung fur
einzelne Eigentumswohnungen. Soll eine solche auch bei gBV

ausschlieBlich auf Kosten des (urgierenden) Wohnungseigentiimers

maoglich sein?

4. Energiecontracting (8 14 Abs. 5a WGG): gBV kénnen Energiecontracting-Modelle (also
die Refinanzierung von in erster Linie energetischen Erhaltungs- und
VerbesserungsmalRnahmen im Weg Uber Betriebskosteneinsparungen) mit oder auch

ohne einen "Dritten" (= Contractor) durchfihren.

Verbesserungsvorschlag:

Prazisierung der Regelungen im Hinblick auf die "Feststellung der
tatsachlichen Einsparungen” (auch in ERVO 1994).

Bei Anwendung von Contracting-Modellen moderat hdhere

Bauverwaltungskosten(?).

Zeitlichen Rahmen fiir Einsparfinanzierungen von derzeit 15 auf 20

Jahre ausdehnen.

Mieter von Anbeginn an, zumindest teilweise an

Betriebskosteneinsparungen teilhaben lassen (Rest und tUberwiegend

aber fir Refinanzierung!)

5. Verkauf von  Wohnungen (8 15 ff  WGG): Uber  gesetzliche
Wohnungseigentumsoptionen hinaus besteht die Mdaglichkeit einer freiwilligen,
nachtraglichen Wohnungseigentumsbegriindung und des Abverkaufes von Wohnungen

insbesondere an die Mieter.
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Verbesserungsvorschlag:

Starkung der Eigenkapitalbildung von gBV durch "Hereinholen" von
Nutzer-Eigenmitteln im Ausgleich fir ein Mehr an Mieterrechten bis hin
zur Wohnungseigentumsoption: auch im Bestand (nachgereichte)
Finanzierungsbeitrdge der Mieter zulassen und forcieren und damit
verbunden etwa erweiterte Eintrittsrechte fur nahe Angehdérige, die nicht
im gemeinsamen Haushalt leben etc.,, anbieten (?). Stichwort:
"Grundbuch (bzw. erweiterte Mieterrechte und geringere laufende
Entgeltszahlungen) statt Sparbuch”.

6. Reconstructing (8 23 Abs. 4d iVm 8§ 14 Abs. 3b WGG): Seit der Wohnrechtsnovelle
2006 haben gBV nunmehr einerseits die offentlich-rechtliche Verpflichtung, schon im
Vorfeld von umfassenden, kostenintensiven Sanierungen zumindest unternehmensintern
abzuklaren, ob nicht an deren Stelle ein Abriss und (energieeffizienterer) Neubau letztlich
(auch fur die Bewohner!) kostengtinstiger wéare. Andererseits haben gBV erstmals die
Moglichkeit, bei Gericht diesen Kostenvergleich — zwischen Sanierung versus Abriss und
Neubau — quasi ,festschreiben* zu lassen, u.a. als Argumentationshilfe gegeniiber den

Mietern, deren Zustimmung zu einem derartigen Reconstructing zu 100% erforderlich ist.

Verbesserungsvorschlag:

Klarstellung, dass verbliebener Buchwert sowie Abbruchkosten Teil der
gesamten Herstellungskosten sind (siehe im Vergleich etwa § 13 Abs. 8
WGG).

Vergleichskalkulation nicht als "Momentaufnahme" sondern etwa uber

einen Zeitraum von 30 Jahren.

7. Wohnbauférderung: Schlussendlich bestehen auch in Osterreich (nach wie vor) die
Wohnbauférderungssysteme der L&nder; seit 14. April 2009 aber auch eine (mit 2009
und 2010 befristete) Bundes-Sondersanierungsforderung (Konjunkturpaket 2) im Weg
Uber die Bausparkassen und die KPC, die allerdings vornehmlich auf den Ein- und

Zweifamilienhausbereich abzielt.
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Verbesserungsvorschlag:

Anknupfend an konjunkturpolitisch motivierte Bundes-
Sonderwohnbaugesetze 1982 und 1983 sowie die gegenwartig laufende
Bundesforderung zur thermisch/energetischen Sanierung befristet (?)
zusatzliche, Impuls gebende Bundesmittel fur thermisch-/energetische
MaRRnahmen auch im mehrgeschossigen Wohnbau?

Zugunsten konjunktur-, umwelt- und auch sozialpolitischer "incentives"
ein wohnzivilrechtliches Paket von "better regulations” in den drei grof3en
"Wohngesetzen" (MRG, WEG 2002 und WGG) schniren!

3.3.4. WEG

Gemeinschaftsagenda

1. FUr das WEG ist zu konstatieren, dass im geltenden Recht keineswegs sichergestellt ist,
dass von der Eigentimergemeinschaft kontinuierlich finanzielle Rucklagen fir eine in
Zukunft absehbar erforderlich werdende (ganzheitliche thermische) Sanierung des

Gebaudes gebildet werden.

Dies kann offenkundig insofern als 6konomisches Sanierungshemmnis wirken, als die
Bereitschaft von  Wohnungseigentimern, eine zur  Diskussion  stehende
Sanierungsmafinahme auch aktiv, d.h. wvor alem im Rahmen ihres
Abstimmungsverhaltens zu unterstlitzen, im Allgemeinen selbstverstandlich dann
ungemein grélRer ausgepragt ist, wenn die Umsetzung dieser Sanierungsmaflnahme
deswegen mit keiner unmittelbaren Kostenbelastung verbunden ist, weil die dafir
vorhandenen Mittel bereits zuvor aufgebracht bzw. von der Eigentimergemeinschaft

angespart wurden.

Wenig erfolgversprechend erschiene es freilich, im WEG insoweit einen gesetzlichen
»<Zwangsansparmechanismus“ etablieren zu wollen. Dies nicht zuletzt auch deswegen,
weil keineswegs nachvollziehbar ware, warum derartiges blof3 im Anwendungsbereich
der Rechtsform ,Wohnungseigentum® Platz greifen sollte, nicht hingegen auch bei

Immobilien, die anderen Rechtsformen unterliegen.
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Sehr wohl zustimmungswaurdig erschiene demgegeniber, wenn schon unmittelbar vom
Gesetzgeber Richtwerte vorgegeben wirden, in welchem Umfang grundsatzlich, d.h.
vorbehaltlich einer abweichenden Willensbildung durch die Eigentimergemeinschatft (die
gesetzlich als einem qualifizierten Mehrheitsquorum unterliegend ausgestaltet werden
kénnte), Ricklagen durch Eigentimergemeinschaften gebildet werden sollten, um
erforderliche (ganzheitliche thermische) Sanierungsmafnahmen ohne zusétzliche

unmittelbare Kostenbelastung der Wohnungseigentiimer umsetzen zu kénnen.

Verbesserungsvorschlag:

Im WEG sollten konkrete Zweifelsregeln geschaffen werden, in welchem
Umfang eine Ricklagenbildung fur kinftige Sanierungsmalnahmen
erforderlich erscheint. Angeknlpft werden kénnte insoweit nicht zuletzt

auch an konkrete Energiekennzahlen, die fiir bestimmte Gebdude im

Rahmen der Erstellung der Energieausweise ermittelt werden.

3.4. Sonstiges

3.4.1. MRG
1. Zusatzliche Anreize vor allem fir die Vornahme von thermischen Sanierungen kénnten
im Vollanwendungsbereich des MRG dadurch geschaffen werden, dass man diesen

Themenkomplex inhaltlich mit den dort geltenden Mietzinsbegrenzungen junktimiert.

Im Detail erscheinen dabei freilich vollig unterschiedliche Zugange denkbar, die — je nach
dem grundséatzlichen rechtspolitischen bzw. ideologischen Zugang, den man zur
.Mieterschutzfrage" einnimmt — zweifelsohne weitgehende Zustimmung bzw. massive
Ablehnung hervorzurufen geeignet sind, sodass an dieser Stelle von der Erstattung eines
konkreten Verbesserungsvorschlages abgesehen und auf das Erfordernis eines

politischen Dezisionismus verwiesen wird.
Konkret ware auf der einen Seite denkbar, das Nichtvorliegen bestimmter energetischer

Standards durch neu zu schaffende Abschlage vom zuldssigen Richtwertmietzins zu

sanktionieren.
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Auf der anderen Seite kdnne fir den Fall der Vornahme einer energetischen Sanierung
durch den Vermieter diesem insofern ein spezieller Mietzinsbildungsvorteil in Aussicht
gestellt werden, als er in diesem Fall bestimmte Zuschldge zum Richtwertmietzins
lukrieren oder er gar (zumindest fur einen bestimmten Zeitraum) in das fur ihn
regelmafig gunstigere Mietzinsbildungsmodell des sog ,angemessenen Mietzinses* iSv
§ 16 Abs 1 MRG Uberwechseln kann.

3.4.2. WGG

1. Ankauf von Altobjekten (8§ 20a Wohnungsgemeinnitzigkeitsgesetz, WGG): Auch
gBV in Osterreich haben die rechtliche Mdglichkeit, private oder kommunale (in der
Mietzinsbildung dem Mietrechtsgesetz, MRG unterliegende) Altobjekte anzukaufen und

umfassend zu sanieren, die danach grundsatzlich in das Regime des WGG einpendeln.

Verbesserungsvorschlag:

Zweifelsfreie Losung der Problematik "rechtlicher Mischhauser" (= MRG
und WGG in einem Haus). Zwangsweises "Einpendeln" in das WGG
beibehalten (oder Wahlrecht normieren? - zumal ansonst Ankaufe "zum

Zwecke der Sanierung grof3eren Umfanges" erschwert sind).

Hintergrund: De lege lata - Regelung war fir praktisch bestandsfreie
Objekte gedacht. Neu ist hingegen die Situation, dass gBV verstarkt
(fast) voll belegte kommunale Objekte ankaufen und umfassend
sanieren.

2. Projektgesellschaften (87 Abs. 4b WGG): gBV durfen fur diverse Projektentwicklungen
(auch gemeinsam mit Partnern) gewerbliche Tochtergesellschaften (Projekt-

gesellschaften) griinden.
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Verbesserungsvorschlag:

Klarstellung in Geschéftskreisregelungen, dass Ankauf von nicht dem
WGG unterliegenden Objekten jedenfalls ein beginstigtes Geschaft
einer gBV darstellt, wodurch es einer gewerblichen Tochter (naturgeman
und jedenfalls im nicht steuerbegiinstigten Geschéftskreis!) tberhaupt
erst ermoglicht wird — ohne vielfach burokratische Ausnahmebescheide
fur die "Mutter" — derartige Geschéfte zu tatigen.

3. Wohnungsbezogene Dienstleistungen (8 7 Abs. 4a WGG): gBV haben auch die
Mdglichkeit wohnungsbezogene Dienstleistungen anzubieten — als gBV selbst oder mit
Hilfe von Tochtergesellschaften (mit oder ohne Partner).

Verbesserungsvorschlag:

Ausdrickliches Ermdglichen: Organisation und Bereitstellung von
Zwischen-Wohnmdglichkeiten (sowie Ubersiedlungshilfe,
Lagermdglichkeiten etc.) durch gBV (gunstigstenfalls innerhalb der
Ausnahmeregelung des 8 1 Abs. 2 MRG!) etwa im Rahmen der
Durchfiihrung von Reconstructing-Modellen.
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4. Zusammenfassung und Schlussbetrachtung

Hintergrund

Nachhaltig
Erneuerbar, effizient, sicher und erschwinglich. Das soll sie sein, die Energieversorgung der

Zukunft. Um dieses Ziel angesichts schwindender fossiler Energietrager und zu erwartender
weiterer Preissteigerungen tatsachlich zu erreichen, gilt es die Osterreichische
Energieversorgung langfristig vor allem mit erneuerbaren Energietrdgern zu gewahrleisten.
Doch auch diese sind nicht unbegrenzt verfiigbar. Es muss daher gelingen, dieselben, wenn
nicht sogar héhere Energiedienstleistungen mit geringerem Energieeinsatz zu erbringen. Die
Energieeffizienz muss deutlich steigen, ohne dass dadurch die Osterreichische Bevélkerung

und die Osterreichische Wirtschaft EinbuRen zu erleiden haben.

Ein Instrument, mit dem diesbeziiglich auRerordentlich viel erreicht werden kann, ist die
thermische Sanierung der Gebadude. Zur Bereitstellung der Raumwarme werden in
Niederotsterreich 35% des Endenergiebedarfs aufgewendet. Ein Anteil, der deutlich reduziert
werden kénnte. Durch die thermische Sanierung wird der Energieverbrauch reduziert.

Gleichzeitig werden Behaglichkeit und Wohnkomfort gesteigert.

Trotz dieser Chancen — auch fur die Wirtschaft und die damit verbundenen Arbeitsplatze —
bleiben die thermischen Sanierungsraten gering. Zahlreiche Hemmnisse — begonnen von
den rechtlichen Rahmenbedingungen, Uber zu geringe finanzielle Anreize bis zu
organisatorischen Problemen und fehlendem Wissen und Bewusstsein — stehen der Nutzung
dieser Option entgegen.

Das gegensténdliche Projekt befasst sich primér mit der Frage rechtlicher Hemmnisse.
Wesentliche Rechtsmaterien — insbesondere MRG, WEG und WGG — werden im Rahmen
der vorliegenden Studie hinsichtlich maglicher Hemmnisse analysiert.

Verbesserungsvorschlage werden unterbreitet.

Dabei zeigt sich bei der Betrachtung der fachlichen Grundlagen bereits eine Diskrepanz
zwischen der Notwendigkeit der ganzheitlichen Sanierung und den diesbezlglichen
Definitionen in Osterreich. Eine ganzheitliche Sanierung misste samtliche Teile der

Gebaudehtille, das Heizsystem inklusive Warmwasserbereitung und die Liftung
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einschlieBen. Die Autoren schlagen zudem vor, dass durch derartige Sanierungen ab dem

Jahr 2010 ein Heizwarmebedarf von maximal 50 kWh/m?a erreicht wird.

In der ONORM B 8110-1:2007 bleibt die Definition der umfassenden Sanierung allerdings
hinter diesen Anforderungen zuriick. Sie stellt auf die Kosten der Renovierungsarbeiten
(25% des Bauwerts) ab, oder fordert eine Instandsetzung von 3 Teilen der Gebaudehdille.
Ahnliches gilt fir die Vereinbarung gemaR Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und den
Landern Uber MaRnahmen im Gebaudesektor zum Zweck der Reduktion des AusstolRes an

Treibhausgasen.

Als rechtliche Hemmnisse fur eine verstarkte thermische Sanierung im
Mehrwohnungsbereich wurden sowohl Aspekte hinsichtlich der Kompetenz der
Durchsetzung von Sanierungsmafnahmen als auch Fragen der Tragung der fir die
Sanierungsmaflnahmen aufzuwendenden Kosten identifiziert. Dartber hinaus wurden einige

weitere Aspekte analysiert.

Vorschlage

Aus all dem ergeben sich nachfolgende wesentliche Vorschlage zur Verbesserung der

Rechtslage, um die gesamtheitliche Sanierung zu forcieren:

MRG

e Im Zusammenhang mit 8§ 3 Abs 2 Z 5 MRG sollte die Rechtsordnung so modifiziert

werden, dass sich der Rechtsordnung zweifelsfrei entnehmen lasst, dass
» thermische Sanierungen per se, das heil3t ohne zusatzlich Voraussetzungen als
MalRnahmen gemal § 3 Abs 2 Z 5 MRG anzusehen sind
» keine Rechtsunsicherheit aufkommen kann, unter welchen Voraussetzungen die
zu erwartenden Einsparungen in einem wirtschaftlich verninftigen Verhaltnis zu
den fir die thermische Sanierung erforderlichen Kosten stehen.
» eine Gleichbehandlung von energiesparenden und energiegewinnenden

Sanierungsmafinahmen erreicht wird.

¢ Im MRG sollte eine gesetzliche Mdoglichkeit geschaffen werden, um den
Verteilungszeitraum im Zusammenhang mit einer durch Sanierungsmafl3nahmen
erforderlich werdenden Mietzinserhohung gemafl den 8§ 18ff MRG einerseits Uber 10

Jahre hinaus und andererseits so flexibel festzulegen, dass zum einen eine Kongruenz
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mit der tatsachlichen Amortisationsdauer herbeigefiihrt werden kann und zum anderen
Mietzinserh6hungen in gréRerem Umfang als bislang auch sozialvertraglich ausgestaltet
werden kénnen. Hierdurch kénnten Sanierungen auf Passivhausstandard ermdglicht
werden. Die Vorgabe der Verteilungszeitraume konnte im Verordnungs-Weg erfolgen
oder als Anhalt in den Erlauterungen zum Gesetzestext (Unterscheidung von Fall-

Gruppen) bei einer etwaigen Novellierung angefihrt werden.

Der Anwendungsbereich von § 8 MRG, vor allem der in Abs 2 geregelten
Duldungspflichten, ist auszudehnen, vor allem auch auf den sogenannten
»Teilanwendungsbereich* des MRG. Auch der Anwendungsbereich von § 9 MRG ist auf

eben diesen Bereich auszudehnen.

Ermdglichung einer Durchsetzung von thermischen Sanierungsmafinahmen durch den
Vermieter auch durch einen individuellen Mieter zumindest in den Fallen krasser
thermischer Mangelhaftigkeit des Geb&udes und unter Schaffung flankierender

MalRnahmen zur Vermeidung Ubermafiger Kostenbelastungen der tibrigen Mieter.

Schaffung einer speziellen gesetzlichen Mdglichkeit des Mieters, auch auRerhalb des
Vollanwendungsbereichs des MRG, zumindest eine krasse thermische Mangelhaftigkeit

des Gebaudes durch den Vermieter beheben zu lassen.

Die in der Rechtsordnung partiell bereits vorhandenen Rahmenbedingungen fir
Contracting-Modelle sollten evaluiert, gegebenenfalls optimiert und sodann gesetzlich
einer allgemeinen Anwendbarkeit im Mehrwohnausbereich zugefihrt werden; dies auch
unter Reflexion der Schaffung einer ,Energiepartnerschaft® zwischen Vermietern und
Mietern insofern, als auch die Mieter unmittelbar in den zumindest teilweisen Genuss der

durch die Sanierung erzielten Kosteneinsparungen gelangen.

Anwendungsbereich des 8§ 10 MRG sollte so modifiziert werden, dass dem scheidenden
Mieter ganz allgemein ein Ersatzanspruch beziiglich der noch nicht amortisierten Kosten

einer von ihm vorgenommenen thermischen Sanierung des Mietobjekts zugebilligt wird.

Schaffung einer weitergehenden Mdéglichkeit zur auch zivilrechtlichen Durchsetzung von
.Reconstructing“-Mallnahmen; dies freilich unter umfassender Berlicksichtigung
schutzwirdiger Bewohnerinteressen und Sicherstellung der Vermeidung von

missbrauchlicher Inanspruchnahme dieser Moglichkeit.
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WEG

e Nicht nur, aber gerade auch im Hinblick auf die Erleichterung von wirksamen
WillensbildungsmalRnahmen  bezlglich  Sanierungsmal3nahmen  innerhalb  der
Wohnungseigentimergemeinschaft, sollte — zumindest nach einem bereits erfolglosen
Willensbildungsversuch und unter ausreichender Wahrung schutzwirdiger Interessen
der sich passiv verhaltenden Wohnungseigentiimer — ein gesetzlicher Mechanismus
geschaffen werden, um das Vorliegen eines Mehrheitsbeschlusses unter
Berticksichtigung ausschlie3lich der tatsachlich ausgelibten Stimmrechte ermitteln zu

kdénnen.

e Im Einklang mit dem Regierungstbereinkommen fir die derzeit laufende
Gesetzgebungsperiode sollte im Wohnungseigentumsrecht eine Mdglichkeit geschaffen
werden, um auch als Verfigung zu qualifizierende Sanierungsmaf3nahmen dann
durchsetzen zu konnen, wenn dies dem (unter Umstanden qualifizierten) Mehrheitswillen
entspricht und eine richterliche Kontrolle sicherstellt, dass durch die Umsetzung dieser
MalRnahmen keine schutzwirdigen Interessen der opponierenden Wohnungseigentiimer

Ubermafiig beeintrachtigt werden.

e Auch im Wohnungseigentumsrecht sollte schon kraft Gesetzes davon ausgegangen
werden, dass Anderungswiinsche eines Wohnungseigentiimers, die der Senkung des
Energieverbrauchs seines Wohnungseigentumsobjekts dienen, als ortsiblich bzw.

einem wichtigen Interesse des Wohnungseigentiimers dienend gelten.

e Im Hinblick auf die Behebung gravierender thermischer Méangel des Gebaudes sollte der
Umfang des Individualrechts des einzelnen Wohnungseigentiimers gemaf § 30 Abs 1 Z
1 WEG Kklargestellt werden, wobei eine Harmonisierung mit entsprechenden

Durchsetzungsrechten von Mietern anzustreben ist.

e Im WEG sollten konkrete Zweifelsregeln geschaffen werden, in welchem Umfang eine
Rucklagenbildung fur kinftige Sanierungsmafinahmen erforderlich  erscheint.
Angeknupft werden kénnte insoweit nicht zuletzt auch an konkrete Energiekennzahlen,
die fur bestimmte Gebaude im Rahmen der Erstellung der Energieausweise ermittelt

werden.
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WGG
e Ausdruckliche Klarstellung in § 14a Abs 2 Z 7 WGG dass ,zeitgemal3e Ausstattung der
Baulichkeit oder von Mietgegenstanden” auch ,thermisch-/energetische Sanierungen*

umfasst.

e Ausdruckliche Abgrenzung der fiktiven ErhaltungsmalRnahmen nach § 14a Abs 2 Z 7
WGG* gegentiber den dariiber hinausreichenden ,Verbesserungsmal3inahmen gemali §
14b WGG", im Gegenzug allenfalls Einschrankung auf ,nur_im Falle einer 6ffentlichen

Forderung", sofern es sich um gebaudebezogene Malinahmen handelt.

e 8§20 Abs 5 WGG sollte im gleichen Sinne novelliert werden wie § 10 im MRG.

e Verklrzung der Frist gemald § 14d Abs 2 Z 2 WGG von ,mindestens 10 Jahre" auf

~.mindestens 5 Jahre".

e Anpassung an MRG (8 45) / Differenzierung des EVB der Grundstufe gemaf § 14d Abs
2 Z 1 WGG nach Kategorie A und B. Derzeit zahlt bei Kategorie A Wohnungen im WGG

nur der Wert fir Kategorie B.

e Préazisierung der Regelungen hinsichtlich Contracting im Hinblick auf die ,Feststellung

der tatsachlichen Einsparungen” (auch in ERVO 1994).

o Zeitlichen Rahmen fir die Einsparfinanzierung im Rahmen von Contracting von derzeit

15 auf 20 Jahren ausdehnen.

¢ Mieter von Anbeginn an, zumindest teilweise an Betriebskosteneinsparungen teilhaben

lassen. (Rest- und tUberwiegend aber fiir Refinanzierung!)

e Ausdruckliches Ermdglichen: Organisation und Bereitstellung von Zwischen-
Wohnmadoglichkeiten (sowie Ubersiedlungshilfe, Lagermdglichkeiten, etc.) durch gBV
(gunstigstenfalls innerhalb der Ausnahmeregelung des 8 1 Abs 2 MRG) etwa im

Rahmen der Durchfiihrung von Reconstructing-Modellen.
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Fazit

Die Osterreichische Bundesregierung hat sich in ihrem aktuellen Regierungsprogramm als
Ziel gesetzt: ,Bis 2020 sind alle dringend notwendigen sanierungsbedtirftigen Geb&ude zu
sanieren. Langfristig wird eine lickenlose thermische Sanierung des 06sterreichischen
Gebaudebestandes der Jahre 1945-1980 angestrebt.” Zudem wird festgehalten, dass ,zur
Reduktion des Energieverbrauchs und damit auch zur Erreichung der Klimaziele ein
besonderer Schwerpunkt auf die Forderung thermischer Sanierungen von Geb&uden zu

legen* ist.

DemgemalR findet sich im genannten Programm als MafRnahme die ,Erleichterung bzw.
Flexibilisierung der Willensbildung im Wohnungseigentum® sowie die ,Bericksichtigung

weiterer energietechnischer Mal3nahmen im Erhaltungsbegriff*.

Diese beiden EinzelmalRnahmen bleiben allerdings weit hinter den oben dargestellten
Vorschlagen zurtick. Die Darstellung der Verbesserungsvorschlage im rechtlichen Bereich
zeigt, dass diese nicht nur sehr umfangreich und fallweise sehr komplex ausfallen, sondern

vor allem auch, dass davon zahlreiche Interessen betroffen sind.

Es gilt daher, im Anschluss an das gegenstandliche Projekt diese Verbesserungsvorschlage
nicht nur den politischen Entscheidungstragern zu eréffnen und den Nutzen darzustellen,

sondern vor allem einen Ausgleich zwischen den einzelnen Interessensgruppen zu schaffen.

Umwelt Management Austria sucht im Rahmen eines sogenannten Stakeholder-Prozesses
die Konsultation aller relevanten Interessensgruppen, um diese Vorschlage auf breiter Basis
zu diskutieren, diese anhand des Diskussionsprozesses zu schérfen und einen mdglichst

breiten Konsens uUber einzelne Bereiche zu erzielen.

Dadurch ist es den politischen Entscheidungstragern dann — nach entsprechendem Willens-
und Meinungsbildungsprozess — leichter mdglich, die genannten Vorschlage in der Praxis zu
realisieren und damit die Optionen der thermischen Gebaudesanierung tatsachlich in der

Praxis zu nutzen.

Werden die genannten rechtlichen Verbesserungsverschlage in der Praxis realisiert, so kann
ihre Wirkung durch flankierende finanzielle Anreize sicherlich verstarkt werden. So ware
beispielsweise  anknipfend an  die  konjunkturpolitisch  motivierten  Bundes-
Sonderwohnbaugesetze 1982 und 1983 sowie die aktuelle, bereits nach 10 Wochen
ausgeschopfte Bundesférderung zur thermisch/energetischen Sanierung zusétzliche, Impuls
gebende Bundesmittel fir thermisch-/energetische Maf3nahmen auch im mehrgeschossigen

Wohnbau denkbar und zweckdienlich.

Seite 46 von 50



Abbildungs- und Tabellenverzeichnis

Tabelle 1: HWB - Obergrenzen nach ganzheitlicher Sanierung (nach UMA)..................... 7
Tabelle 2:  Theoretisch mégliche Lebensdauer von Bauteilen und
Haustechnikkomponenten (nach Haas-Arndt, Ranft 2008)............ccccccceeeneeee. 8
Tabelle 3:  Mindestanforderungen an den Heizwarmebedarf.................ccovviiiiii i, 10
Tabelle 4:  U-Wert-Vorgaben ... 11
Tabelle 5:  CO, — Einsparpotenziale einzelner SanierungsmalBhahmen ........................... 16

Abbildung 1: Prozentuale Aufteilung der Nettosanierungskosten -
Beispiel fir Ende des Jahrzehnts 1950-1960 (eigene Grafik) ...........cccccvvvneee 14

Seite 47 von 50



Literaturverzeichnis

BMWA (2007): 1. Energieeffizienzaktionsplan der Republik Osterreich gemafl? EU-Richtlinie
2006/32/EG, Wien

Brandl, A. et. al (2007): Klimaschutz am Beispiel Einfamilienhaus Familie Sattler in Thalgau,
SIR, Salzburg

Bundesministerium fir Verkehr, Bau und Stadtentwicklung (2007): CO2 Gebaudereport 2007,

Berlin

Doll, C. et al. (2008): Wirtschaftliche Bewertung von MalRBhahmen des integrierten Energie-
und Klimaprogramms (IEKP). Wirtschaftlicher Nutzen des Klimaschutzes. Kostenbetrachtung
ausgewahlter EinzelmalRnahmen der Merseberger Beschlisse zum Klimaschutz, dt.

Umweltbundesamt, Dessau (http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-1/3517.pdf)

GroRRklos, M. et al. (2008): Sanierung von drei kleinen Wohngebauden in Hofheim.
Endbericht Gesamtvorhaben, Institut Wohnen und Umwelt GmbH, Darmstadt 2008

Haas-Arndt, D., Ranft, F. (2008): Altbau sanieren — Energie sparen, FIZ Karlsruhe, BINE,

Solarpraxis, Berlin

Landtag von Baden-Wirttemberg (2008): Gesetz zur Nutzung erneuerbarer Warmeenergie

in Baden-W(rttemberg (Erneuerbare-Warme-Gesetz — EWarmeG), Drucksache 14/1969

http://www.zukunft-haus.info/index.php?id=11123 19.12.2008

http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pk/2008/UGR/S

tatement Eqgeler,property=file.pdf 05.02.2009

http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//[TEXT+TA+P6-TA-2008-
0033+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE 31.01.2008

http://www.umweltministerium.de/erneuerbare energien/gesetze/waermegesetz/fags/doc/40
704.php#22 26.06.2008

http://www.bmvbs.de/Anlage/original 1068438/EnEV-2009-Wichtige-Aenderungen.pdf
18.03.2009

Seite 48 von 50


http://www.umweltdaten.de/publikationen/fpdf-l/3517.pdf�
http://www.zukunft-haus.info/index.php?id=11123�
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pk/2008/UGR/Statement__Egeler,property=file.pdf�
http://www.destatis.de/jetspeed/portal/cms/Sites/destatis/Internet/DE/Presse/pk/2008/UGR/Statement__Egeler,property=file.pdf�
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-0033+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE�
http://www.europarl.europa.eu/sides/getDoc.do?pubRef=-//EP//TEXT+TA+P6-TA-2008-0033+0+DOC+XML+V0//DE&language=DE�
http://www.umweltministerium.de/erneuerbare_energien/gesetze/waermegesetz/faqs/doc/40704.php#22�
http://www.umweltministerium.de/erneuerbare_energien/gesetze/waermegesetz/faqs/doc/40704.php#22�
http://www.bmvbs.de/Anlage/original_1068438/EnEV-2009-Wichtige-Aenderungen.pdf%2018.03.2009�
http://www.bmvbs.de/Anlage/original_1068438/EnEV-2009-Wichtige-Aenderungen.pdf%2018.03.2009�

http://images.umweltberatung.at/htm/Energie sparen April09.pdf 26.06.2009

Vereinbarung gemal3 Art. 15a B-VG zwischen dem Bund und Landern tGber MafRnahmen im

Gebéaudesektor zum Zweck der Reduktion des Ausstol3es an Treibhausgasen

bauen wohnen sanieren (burgenlandische Wohnbaufibel 2008)

Wohnbaufibel (Kéarnten, Stand 10/2008)

Das NO Wohnbaumodell

Wohnbauférderung — Eigenheimsanierung (NO, Stand: 2/2008)

NO WFG 2005

Wohnbauférderung — Heizungsanlagen mit fester Biomasse/Fernwarme (NO, Stand:
11/2008)

Wohnbauférderung — Solar-, Warmepumpen- und Photovoltaikanlagen (NO, Stand: 6/2008)
Solarenergie in Niederdsterreich (Stand: 6/2008)

Wohnbauratgeber (OO 2008)

Salzburger Wohnbauférderungsgesetz 1990 in der Fassung LGBI 106/2008

Verordnung der Salzburger Landesregierung zur Durchfiihrung des Salzburger
Wohnbauférderungsgesetzes 1990 (LGBI 20/2009)

Information Uber die Forderung der ,umfassenden Sanierung“ nach dem steiermérkischen
Wohnbauférderungsgesetz 1993 (Stand: 10/2008)

Information Uber die Foérderung der  kleinen* Wohnhaussanierung nach dem
steiermarkischen Wohnbaufdrderungsgesetz 1993 (Stand: 12/2008)

Wohnbauférderung in der Steiermark — Zusammenfassung (Stand: 7/2008)

Seite 49 von 50


http://images.umweltberatung.at/htm/Energie_sparen_April09.pdf%2026.06.2009�

Information Uber die Foérderung der ,umfassenden energetischen* Sanierung und der

.Kleinen* Sanierung — steierméarkisches Wohnbauférderungsgesetz 1993 (Stand: 4/2009)
Kurzinformation Okologische Wohnbauférderung NEU (Steiermark, Stand: 4/2009)
Wohnbauférderung 2008 (Tiroler Wohnbaufibel)

Wohnbauférderungsrichtlinien 2009/2010 (Vorarlberg)

Wohnbaufibel 2008 — Wohnbauférderung Vorarlberg

Sonnenenergie — Warme fur zuhause (Vorarlberg)

Wohnbaufondrichtlinien 2009/2010 (Vorarlberg)

Energie 2009/2010 (Vorarlberg)

Sanieren 2009/2010 (Vorarlberg)

geforderte Wohnhaussanierung (Wien, Stand: 6/2008)

Verordnung der Wiener Landesregierung Uber die Gewéahrung von Férderungen im Rahmen
des Il. Hauptstiickes des Wiener Wohnbauférderungs- und Wohnhaussanierungsgesetzes —
WWFSG 1989 (Sanierungsverordnung 2008, Stand: 1/2009)

Forderrichtlinien Biomasseheizung (Wien, Stand: 12/2008)

Die Wiener Photovoltaikférderung

Miniblockheizkraftwerk (Wien, Stand: 12/2008)

Internetseiten der Landesregierungen

Konjunkturpaket Thermische Sanierung (Bund, Stand: 12/2008)

Konjunkturpaket — Thermische Sanierung privater Wohnbau (Bund, Stand: 12/2008)

Seite 50 von 50



	2179.pdf
	WOHNBAUFORSCHUNG
	WOHNBAUFORSCHUNGSERFASSUNG   2009  PROJEKTBESCHREIBUNG
	ERFASSUNGSNUMMER:  822179
	SW – SACHLICHE (ERGÄNZUNG)  Altbau, Effizienz, Energie, Heizungstechnik, Sanierung, Wärmetechnik



	Endbericht - Kurzfassung
	Endbericht_15-09-2009
	Inhaltsverzeichnis
	Hintergrund und Projektziele
	Hintergrund
	Ziele
	Angestrebte Ergebnisse
	Beabsichtigte Auswertung der Ergebnisse

	Fachliche Grundlagen
	Ganzheitliche Sanierung sowie Teil-Sanierung
	Ganzheitliche Sanierung
	Umfassende Sanierung
	Teilsanierung
	Kostengünstige Maßnahmen

	Die Vereinbarung gemäß Art. 15a B-VG
	Maßnahmenpakete bei Sanierungen: Wirkungen und Kosten
	Beispiel 1: Energetische Sanierung eines typischen Einfamilienhauses
	Beispiel 2: Modernisierung eines Altbaus
	Beispiel 3: Mehrfamilienhaus
	Interpretation
	Ökologische Wirkungen


	Rechtliche Hemmnisse und Vorschläge zu deren Beseitigung
	Einleitung
	Kompetenzproblematik
	Allgemeines
	MRG und WGG
	WEG

	Kostentragungsproblematik
	Allgemeines
	MRG
	WGG
	WEG

	Sonstiges
	MRG
	WGG


	Zusammenfassung und Schlussbetrachtung
	Abbildungs- und Tabellenverzeichnis
	Literaturverzeichnis


